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Nr. 55 Ausgegeben Danzig, den 13. Juli 1939 
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über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparlaſſen 
Verſicherungsa ufſichtsgeſetz). 
Vom 23. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 67 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird die nachſtehende Verordnung unter der Bezeich⸗ 
nung „Geſetz über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen“ 
mit Geſetzeskraft erlaſſen: 

I, Einleiten de Vorſchriften 
§ 1 

Private Unternehmungen, die den Betrieb von Verſicherungsgeſchäften zum Gegenſtand haben 

(Verſicherungsunternehmungen), unterliegen der Aufſicht nach dieſem Geſetze. 


82 , 

Ob eine Unternehmung nach $ 1 der Aufſicht unterliegt, entſcheidet die Auffihtsbehörde; die Ent- 
ſcheidung bindet die Gerichte und Verwaltungsbehörden. Eine vor dem 1. Januar 1932 ergangene 
Eutſcheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde ſteht einer Entſcheidung der Aufſichts⸗ 
behörde nicht entgegen. 

83 

Die Verſicherungsunternehmungen werden durch den Senat der Freien Stadt Danzig, Auſſichts⸗ 

amt für Privatverſicherung, beaufſichtigt. 


Verſicherungen aller Art dürfen nur in Danziger Währung abgeſchloſſen werden. Ausgenommen 
find Transport-, Lager⸗, See- und Rückverſicherungen, für die die Aufſichtsbehörde Fremdwährung 
zulaſſen kann. 

II. Erlaubnis zum Geſchäfts betrieb 
1 8 5 

Verſicherungsunternehmungen bedürfen zum Geſchäftsbetriebe der Erlaubnis der Auflihtsbehörde. 

Mit dem Antrag auf Erlaubnis iſt der Geſchäftsplan einzureichen; er hat den Zweck und die 
Einrichtung der Unternehmung, den Bezirk des beabſichtigten Geſchäftsbetriebs ſowie namentlich auch 
die Verhältniſſe klarzulegen, woraus ſich die künftigen Verpflichtungen der Unternehmung als dauernd 
erfüllbar ergeben ſollen. 

Als Beſtandteil des Geſchäftsplans ſind beſonders einzureichen: 

1. der Geſellſchaftsvertrag oder die Satzung, wenn die Unternehmung darauf beruht; 
2. die allgemeinen Verſicherungsbedingungen und die fachlichen Geſchäftsunterlagen, ſoweit 
ſolche nach der Art der Verſicherungen erforderlich ſind. 


SG 
Die Erlaubnis wird, wenn ſich nicht aus dem Geſchäftsplan etwas anderes ergibt, ohne Zeit⸗ 


beſchränkung und für den Umfang der Freien Stadt Danzig erteilt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 7. 1939.) 
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8 7 

Die Erlaubnis darf Perſonenvereinigungen, welche die Verſicherung ihrer Mitglieder nach dem 
Grundſatz der Gegenſeitigkeit betreiben wollen, nur erteilt werden, wenn die Vereinigungen als Ver— 
ſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit (8$ 15 bis 53) errichtet werden. 

Der Betrieb der verſchiedenen Arten der Lebensverſicherung ſowie der Betrieb der Unfalls, 
Haftpflicht-, Feuer- oder Hagelverſicherung darf außer Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit nur 
Aktiengeſellſchaften erlaubt werden. , 

Als Lebensverſicherung gilt auch die Invaliditäts-, Alters⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, Ausſteuer⸗ und 
Wehrdienſtverſicherung, gleichviel, ob eine einmalige oder ob wiederkehrende Leiſtungen verſprochen 
werden. 

8 8 

Die Erlaubnis darf nur verſagt werden, wenn 

1. die Inhaber und Geſchäftsleiter nicht ehrbar oder fachlich nicht genügend vorgebildet ſind 
oder die für den Betrieb der Unternehmung ſonſt noch erforderlichen Eigenſchaften und 
Erfahrungen nicht beſitzen; 

2. nach dem Geſchäftsplan die Belange der Verſicherten nicht ausreichend gewahrt oder die 
Verpflichtungen aus den Verſicherungen nicht genügend als dauernd erfüllbar dargetan 
ſind, 

3. die Erlaubnis unter Berückſichtigung der örtlichen und geſamtwirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
nicht gerechtfertigt erſcheint. 

Der Senat kann beſtimmen, unter welchen Vor ausſetzungen ein Bedürfnis für die Erteilung der 
Erlaubnis anerkannt oder verneint werden kann. Er kann ferner das Verfahren abweichend von dieſem 
Geſetz regeln. 

Die Erlaubnis kann unter Auflagen erteilt werden. Sie kann insbeſondere davon abhängig ge- 
macht werden, daß eine angemeſſene Sicherheit geſtellt wird; in den Bedingungen für die Rückgabe 
kann ſich die Aufſichtsbehörde vorbehalten, über die Sicherheit im Intereſſe der Verſicherten zu ver- 
fügen. 

8 9 


Der Geſellſchaftsvertrag einer Aktiengeſellſchaft ſoll die einzelnen Verſicherungszweige, worauf ſich 
der Geſchäftsbetrieb erſtreckt, und die Grundſätze für die Vermögensanlage feſtſetzen; er ſoll auch 
beſtimmen, ob das Verſicherungsgeſchäft nur unmittelbar oder zugleich auch mittelbar (durch Rück⸗ 
verſicherung) betrieben werden ſoll. 

Beruht eine Unternehmung auf einer Satzung, ſoll dieſe die Angaben nach Abſ. 1 enthalten. 


8 10 
Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen ſollen die Beſtimmungen enthalten: 

1. über die Ereigniſſe, bei deren Eintritt der Verſicherer zu einer Leiſtung verpflichtet iſt, und 
über die Fälle, wo aus beſonderen Gründen dieſe Pflicht ausgeſchloſſen oder aufgehoben 
fein ſoll (3. B. wegen unrichtiger Angaben im Antrag oder wegen des Eintritts von 
Anderungen während der Vertragsdauer); 

2. über die Art, den Umfang und die Fälligkeit der Leiſtungen des Verſicherers: 

3. über die Feſtſtellung und Leiſtung des Entgelts, das der Verſicherte an den Verſicherer 
zu entrichten hat, und über die Rechts folgen, die eintreten, wenn er damit in Verzug iſt; 

d. über die Dauer des Verſicherungsver trags, beſonders, ob und wie er ſtillſchweigend ver⸗ 
längert, ob und wie er gekündigt oder ſonſt ganz oder teilweiſe aufgehoben werden kann, 
und wozu der Verſicherer in ſolchen Fällen verpflichtet iſt (Löſchung, Rückkauf, Umwand⸗ 
lung der Verſicherung, Herabſetzung und dergleichen); 

5. über den Verluſt des Anſpruchs aus dem Verſicherungsvertrag, wenn Friſten verſäumt 
werden; - 

6. über das Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Verſicherungsvertrag, über das zuſtändige 
Gericht und die Beſtellung eines Schiedsgerichts; 

7. über die Grundſätze und Maßſtäbe, wo nach die Verſicherten an den Überſchüſſen teil⸗ 
nehmen; 

8. bei Lebensverſicherungen über die Vorausſetzungen und den Umfang von Vorauszah⸗ 
lungen oder Darlehen auf Verſicherungsſcheine. 

Bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit können die Beſtimmungen des Abſ. 1 ſtatt in den 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen in der Satzung enthalten fein . 
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Von den allgemeinen Verſicherungsbedingungen darf zuungunſten des Verſicherten nur aus beſon⸗ 
deren Gründen und nur dann abgewichen werden, wenn der Verſicherungsnehmer vor dem Vertrags⸗ 
abſchluß darauf ausdrücklich hingewieſen worden iſt und ſich danach ſchriftlich damit einverſtanden er⸗ 
klärt hat. 

8 11 

Der Geſchäftsplan einer Lebensverſicherungsunternehmung hat die von ihr angenommenen Staf⸗ 
feln (Tarife) und die Grundſätze für die Berechnung der Entgelte (Prämien) und Deckungsrücklagen 
(Prämienreſerven) vollſtändig darzustellen, namentlich auch den Zinsfuß und die Höhe des Zuſchlags 
zum Reinentgelte (Nettoprämie) anzugeben. Beizufügen ſind die für die Berechnungen maßgebenden 
Wahrſcheinlichkeitstafeln, beſonders über die Sterblichkeit und die Invaliditäts⸗ und Krankheitsgefahr. 

Für jede Verſicherungsart (3. B. Verſicherung auf den Lebens- oder auf den Todesfall, Verſiche⸗ 
rung einmaliger oder wiederkehrender Leiſtungen) ſind die für die Berechnung der Entgelte und der 
Deckungsrücklagen maßgebenden Formeln vorzulegen und durch ein Zahlenbeiſpiel zu erläutern. 

Sollen auch Verſicherungen gegen ein erhöhtes Entgelt übernommen werden, ſo iſt im Geſchäfts⸗ 
plan ferner anzugeben, ob und nach welchen Grund ſätzen dafür eine beſondere Deckungsrücklage gebildet 
werden ſoll. 

$ 12 

$ 11 gilt entſprechend für Kranfen- oder Unfallverſicherungsunternehmungen, ſoweit fie Verſiche⸗ 
rungen nach Art der Lebensverſicherung auf Grund beſtimmter Wahrſcheinlichkeitstafeln betreiben, 
beſonders die Verſicherung von Renten, Verſicherungen mit Rückgewähr des Entgelts oder andere Ver⸗ 
ſicherungen übernehmen, die eine Deckungsrücklage fordern. 


S 13 
Jede Anderung des Geſchäftsplans muß der Aufſichtsbehörde angezeigt und darf erſt in Kraft 
geſetzt werden, wenn ſie genehmigt worden iſt. 8 8 gilt entſprechend. 


8 14 
Jedes Übereinkommen, wodurch der Verſicherungsbeſtand einer Unternehmung in ſeiner Geſamt⸗ 
heit oder in einzelnen Zweigen mit ſeinen Rücklagen und Entgeldüberträgen (Prämienüberträgen) auf eine 
andere Unternehmung übertragen werden ſoll, bedarf der Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. 
$ 8 gilt entſprechend. Die Aufſichtsbehörde hat darauf zu achten, daß die ſozialen Belange der Ange⸗ 
ſtellten der Unternehmung, deren Verſicherungsbeſtand übertragen wird, ausreichend gewahrt ſind. Die 
Rechte und Pflichten der übertragenden Verſicherungsunternehmung aus den Verſicherungsverträgen 
gehen mit der Beſtandsübertragung auf die übernehmende Verſicherungsunternehmung über. 
Das Übereinkommen braucht nicht gerichtlich oder notariſch beurkundet zu werden; Schriftform 
genügt. 
III. Ver icherunas vereine auf Gegenſeitigkeit 
S 15 
Ein Verein, der die Verſicherung ſeiner Mitglieder nach dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit betrei⸗ 
ben will, wird dadurch rechtsfähig, daß ihm die Aufſichtsbehörde erlaubt, als „Verſicherungsverein 
auf Gegenſeitigkeit“ Geſchäfte zu betreiben. 
S 16 
Die Vorſchriften des erſten und dritten Buches des Handelsgeſetzbuchs über Kaufleute gelten 
außer den Së 1 bis 7 entſprechend auch für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, ſoweit dieſes Geſetz 
nichts anderes vorſchreibt. 
WS Si 
Die Verfaſſung eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit wird durch die Satzung beitimmt, 
ſoweit ſie nicht auf den folgenden Vorſchriften beruht. 
Die Satzung muß gerichtlich oder notariſch beurkundet ſein. 


8 18 
Die Satzung hat den Namen (die Firma) und den Sitz des Vereins zu beſtimmen. 
Die Firma ſoll den Sitz des Vereins erkennen laſſen. Auch iſt in der Firma oder in einem Zu⸗ 
ſatz auszudrücken, daß Verſicherung auf Gegenſeitigkeit betrieben wird. 


8 19 i 
Für alle Verbindlichkeiten des Vereins haftet den Vereinsgläubigern nur das Vereinsvermögen. 
Die Mitglieder haften den Vereinsgläubigern nicht. 
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| S 20 

Die Satzung ſoll Beſtimmungen über den Beginn der Mitgliedſchaft enthalten. Mitglied kann 
nur werden, wer ein Verſicherungsverhältnis mit dem Verein begründet. Die Mitgliedſchaft endigt, 
ſoweit die Satzung nichts anderes beſtimmt, wenn das Verſicherungsverhältnis aufhört. 


8 21 
Mitgliederbeiträge und Vereinsleiſtungen an die Mitglieder dürfen bei gleichen Vorausſetzungen 
nur nach gleichen Grundſätzen bemeſſen ſein. 
Verſicherungsgeſchäfte gegen feſte Entgelte, ohne daß die Verſicherungsnehmer Mitglieder werden, 
darf der Verein nur betreiben, ſoweit es die Satzung ausdrücklich geſtattet. 


8 22 

In der Satzung iſt vorzuſehen, daß ein Grün dungsſtock gebildet wird, der die Koſten der Ver⸗ 
einserrichtung zu decken ſowie als Gewähr- und Betriebsſtock zu dienen hat. Die Satzung ſoll die 
Bedingungen, worunter der Gründungsſtock dem Vereine zur Verfügung ſteht, enthalten und beſonders 
beſtimmen, wie er zu tilgen iſt, ſowie ob und in welchem Umfang die Perſonen, die ihn zur Verfügung 
geſtellt haben, berechtigt ſein ſollen, an der Ver einsverwaltung teilzunehmen. 

Der Gründungsſtock iſt bar einzuzahlen, ſoweit nicht die Satzung ſtatt der Barzahlung die Hin⸗ 
gabe eigener Wechſel geſtattet; als Barzahlung gilt nur die Zahlung in geſetzlichen Zahlungsmitteln. 

Den Perſonen, die den Gründungsſtock zur Verfügung geſtellt haben, darf kein Kündigungsrecht 
eingeräumt werden. In der Satzung kann ihnen außer einer Verzinſung aus den Jahreseinnahmen 
eine Beteiligung an dem Überſchuſſe nach der Jahresbilanz zugeſichert werden; die Aufſichtsbehörde 
entſcheidet nach freiem Ermeſſen, welchen Hundertſatz des bar eingezahlten Betrags die Zinſen und 
die geſamten Bezüge nicht überſteigen dürfen. Der Gründungsſtock darf in Anteile zerlegt werden, 
worüber Anteilſcheine ausgegeben werden können. 

Getilgt werden darf der Gründungsſtock nur aus den Jahreseinnahmen und nur ſo weit, wie 
die Verluſtrücklage des 8 37 angewachſen iſt; die Tilgung muß beginnen, ſobald die Errichtungs⸗ 
und die Einrichtungskoſten des erſten Geſchäftsjahrs gedeckt worden ſind. 


8 23 

Die Aufſichtsbehörde kann geſtatten, daß die Bildung eines Gründungsſtocks unterbleibt, wenn 
nach der Eigenart der Geſchäfte oder durch beſondere Einrichtungen einer Unternehmung eine andere 
Sicherheit gegeben iſt. 

8 24 

Die Satzung hat zu beſtimmen, ob die Aus gaben gedeckt werden ſollen durch einmalige oder 
wiederkehrende Beiträge, die im voraus erhoben werden, oder durch Beiträge, die umgelegt werden 
je nach Bedarf. 

Sind Beiträge im voraus zu erheben, ſo hat die Satzung ferner zu beſtimmen, ob Nachſchüſſe 
vorbehalten oder ausgeſchloſſen ſind; ſollen ſie ausgeſchloſſen ſein, ſo iſt außerdem zu beſtimmen, ob 
die Verſicherungsanſprüche gekürzt werden dürfen. 

Die Satzung kann für Nachſchüſſe und Umlagen einen Höchſtbetrag feſtſetzen. Eine Beſchränkung, 
daß Nachſchüſſe oder Umlagen nur ausgeſchrieben werden dürfen, um Verſicherungsanſprüche der Mit⸗ 
glieder zu decken, iſt unzuläſſig. 

S 25 

Zu den Nachſchüſſen oder Umlagen haben auch die im Laufe des Geſchäftsjahres ausgeſchiedenen 
oder eingetretenen Mitglieder beizutragen. Ihre Beitragspflicht bemißt ſich danach, wie lange ſie in 
dem Geſchäftsjahr dem Verein angehört haben. 

Bemißt ſich der Nachſchuß- oder Umlagebetrag eines Mitgliedes nach dem im voraus erhobenen 
Beitrag oder der Verſicherungsſumme, ſo iſt, wenn während des Geſchäftsjahrs der Beitrag oder die 
Verſicherungsſumme herauf- oder herabgeſetzt worden iſt, der höhere Betrag bei der Berechnung 
zugrunde zu legen. 

Abſ. 1, 2 gelten nur, ſoweit die Satzung nichts anderes beſtimmt. 


S 26 
Gegen eine Forderung des Vereins aus der Beitragspflicht kann das Mitglied nicht aufrechnen. 


S 27 
Die Satzung ſoll beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen Nachſchüſſe oder Umlagen ausge⸗ 
ſchrieben werden dürfen, beſonders, wieweit zuvor andere Deckungsmittel (Gründungsſtock, Rücklagen) 
verwendet werden müſſen. 
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Die Satzung foll ferner beſtimmen, wie die Nachſchüſſe oder Umlagen ausgeſchrieben und ein- 
gezogen werden. 
S 28 b 
Die Satzung hat zu beſtimmen, wie die VBereinsbefanntmahungen erlaſſen werden. 
Bekanntmachungen, die durch öffentliche Blätter ergehen ſollen, ſind in den Staatsanzeiger ein⸗ 
zurücken; doch kann die Aufſichtsbehörde Ausnahmen zulaſſen. Weitere Blätter beſtimmt die Satzung. 


8 29 
Die Satzung hat zu beſtimmen, wie ein Vorſtand, ein Aufſichtsrat und eine oberſte Vertretung 
Did Organ, Bealommlung von Mitgliedern oder von Vertretern der Mitglieder) zu bilden 
in 
8 30 
Sämtliche Vorſtands- und Aufſichtsratsmitglieder haben den Verein bei dem Gericht in deſſen 
Bezirk er ſeinen Sitz hat, zur Eintragung ins Han delsregiſter anzumelden. 
Die Aufſichtsbehörde hat jede Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe ($ 15) dem Regiſtergerichte 
mitzuteilen. 
8 31 
Der Anmeldung ſind beizufügen: 
1. die Urkunde über die Erlaubnis zum Geſchäfts betriebe; 
2. die Satzung; 
3. die Urkunden über die Beſtellung des Vorſtandes und des Aufſichtsrats; 
4. die Urkunden über die Bildung des Gründungsſtocks mit einer Erklärung des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrats, wieweit der Gründungsſtock bar eingezahlt und in ihrem Beſitz iſt. 
Die Vorſtandsmitglieder haben ihre Namensunterſchrift zur Aufbewahrung beim Gerichte zu 
zeichnen. 
Die der Anmeldung beigefügten Schriftſtücke werden beim Gericht in Urſchrift oder in beglau⸗ 
bigter Abſchrift aufbewahrt. 
8 32 
Bei der Eintragung ins Handelsregiſter ſind anzugeben die Firma und ber Sitz des Vereins, 
die Verſicherungszweige, auf die ſich der Betrieb erſtrecken ſoll, die Höhe des Gründungsſtocks, der 
Tag, an dem der Geſchäftsbetrieb erlaubt wor den iſt, und die Vorſtandsmitglieder. 
Beſtimmt die Satzung etwas über die Dauer des Vereins oder über die Befugnis der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder oder der Liquidatoren zur Vertretung des Vereins, ſo iſt auch das einzutragen. 


S 33 
Offentlich bekanntzumachen iſt zugleich mit dem Inhalt der Eintragung: 

1. ob die Ausgaben durch im voraus erhobene oder durch nachträglich umgelegte Beiträge 
gedeckt werden ſollen und, wenn im voraus Beiträge erhoben werden jollen, ob Nach⸗ 
ſchüſſe vorbehalten oder ausgeſchloſſen ſind, ob die Beitragspflicht beſchränkt u und ob 
die Verſicherungsanſprüche gekürzt werden dürfen ($ 24); 

. was nach $ 28 feſtgeſetzt iſt; 

. wie die Vereinsvertretungen (Vereinsorgane) beſtellt und zuſammengeſetzt werden; 
. wer (Name, Stand und Wohnort) dem eren Aufſichtsrat angehört; 

. wie die oberſte Vertretung zu berufen iſt. 


8 34 
Für den Vorſtand gelten entſprechend die SS 231 bis 239, 241, 242 des Handelsgeſetzbuchs⸗ 
Was dort von den Beſchlüſſen der Generalverſammlung geſagt iſt, gilt hier für die Beſchlüſſe der 
oberſten Vertretung; außerdem treten an Stelle des § 236 Abſ. 1 und des $ 241 Abſ. 3 des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs folgende Vorſchriften: 

1. Die Vorſtandsmitglieder dürfen, wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt, ohne Ein⸗ 
willigung des Aufſichtsrats weder ein Handelsgewerbe betreiben noch dem Vorſtand oder 
Aufſichtsrat einer gleichartigen Verſicherungsunternehmung angehören. 

2. Die Vorſtandsmitglieder ſind beſonders zum Schadenerſatze verpflichtet, wenn entgegen dem 
Geſetze der Gründungsſtock verzinſt oder getilgt oder das Vereinsvermögen verteilt wird, 
wenn Zahlungen geleiſtet werden, nachdem der Verein zahlungsunfähig geworden iſt oder 
ſich ſeine Überſchuldung ergeben hat oder wenn Kredit gewährt wird. 


* Go ba 
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8 35 

Für den Auſſichtsrat gelten entſprechend die 88 243 bis 249 des Handelsgeſetzbuchs. Die dort 

der Generalverſammlung übertragenen Aufgaben hat hier die oberſte Vertretung wahrzunehmen; 

außerdem treten an Stelle des 8 243 Abſ. 4 Sag 2, des $ 245 Abſ. 1 und des § 249 Abi. 3 
Satz 1 des Handelsgeſetzbuchs folgende Vorſchriften: 

1. Die Satzung hat zu beſtimmen, ob für einen Beſchluß der oberſten Vertretung, der die 
Beſtellung zum Aufſichtsratsmitgliede widerruft, eine beſondere Mehrheit erforderlich 
ſein ſoll. 

2. Wird den Aufſichtsratmitgliedern ein Anteil am Jahresüberſchuß gewährt, ſo berechnet 
ſich dieſer Anteil nach dem Betrage, der ſich nach Vornahme von Abſchreibungen und Wert— 
berichtigungen ſowie nach Bildung von Rücklagen und Rüdjtellungen ergibt; abzuſetzen iſt 
ferner der Teil des Überſchuſſes, der durch die Auflöſung von Rücklagen entſtanden iſt, 
ſowie der Anteil am berſchuß, der nach 8 22 Abſ. 3 den Perſonen zugeſichert iſt, die den 
Gründungsſtock zur Verfügung geſtellt haben. Entgegenſtehende Feſtſetzungen ſind nichtig. 
Die Aufſichtsratsmitglieder ſind beſonders zum Schadenerſatz verpflichtet, wenn mit ihrem 
Wiſſen und ohne ihr Einſchreiten die Handlungen im § 34 Nr. 2 vorgenommen werden. 


S 36 
Für die oberſte Vertretung gelten entſprechend die für die Generalverſammlung der Aktionäre 
gegebenen Vorſchriften der 88 250, 251, 252 ab]. 3, 4, Së 253, 256 bis 260, 261 Nr. 3 bis 6, 
SS 264, 265, 266 Abſ. 1, $ 267 Abi. 1, 2, 88 268 bis 273 des Handelsgeſetzbuchs und, wenn 
oberſte Vertretung die Mitgliederverſammlung iſt, auch die Vorſchriften des 8 252 Abſ. 2 und der 
SES 254, 255, 263 des Handelsgeſetzbuchs, jedoch mit folgenden Anderungen: 
1. Soweit dieſe Vorſchriften einer Minderheit von Aktionären, deren Anteile den zehnten 
oder den zwanzigſten Teil des Grundkapitals erreichen, gewiſſe Rechte gewähren, hat die 
Satzung die erforderliche Minderheit der Mitglieder der oberſten Vertretung zu beſtimmen. 
2. Die bezeichneten Vorſchriften gelten ſo weit nicht, wie ſie eine Hinterlegung von Aktien 
oder die Angabe des Betrags der vertretenen Aktien vorſchreiben. 
3. Die Aufſichtsbehörde kann bei der Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe geſtatten, daß die 
Errichtungs- und die Einrichtungskoſten des erſten Geſchäftsjahrs, ſoweit ſie weder die 
Hälfte des geſamten Gründungsſtocks noch den bar eingezahlten Teil überſteigen, auf 
mehrere, höchſtens jedoch auf die erſten fünf Geſchäftsjahre verteilt werden und der jedes⸗ 
mal verbleibende Reſt als Aktivum in die Bilanz eingeſtellt wird. 
Die Satzung hat die Form und, ſoweit nicht nach Abſ. 1 die Së 254, 255 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs entſprechend gelten, auch die Vorausſetzungen und die Friſt für die Berufung der oberſten Ver⸗ 
tretung zu beſtimmen. 


Si 


$ 37 
Die Satzung hat zu beſtimmen, daß zur Deckung eines außergewöhnlichen Verluſtes aus dem 
Geſchäftsbetrieb eine Rücklage (Verluſtrücklage, Reſervefonds) zu bilden iſt, welche Beträge jährlich 
zurückzulegen ſind und welchen Mindeſtbetrag die Rücklage erreichen muß. 
Aus den Gründen, woraus die Aufſichtsbehörde geſtatten kann, daß kein Gründungsſtock gebildet 
wird ($ 23), kann ſie auch geſtatten, daß keine Verluſtrücklage gebildet wird. 


f 8 38 

Ein ſich nach der Bilanz ergebender Überſchuß wird, ſoweit er nicht nach der Satzung der Ver⸗ 
luſtrücklage oder anderen Rücklagen zuzuführen oder zur Verteilung von Vergütungen zu verwenden 
oder auf das nächſte Geſchäftsjahr zu übertragen iſt, an die in der Satzung beſtimmten Mitglieder 
verteilt. 

Die Satzung hat zu beſtimmen, welcher Maßſtab der Verteilung zugrunde zu legen iſt und ob 
der Überſchuß nur an die am Schluſſe des Geſchäftsjahres vorhandenen oder auch an ausgeſchiedene 
Mitglieder verteilt werden ſoll. 

Der Überſchuß darf erſt verteilt werden, nachdem die Koſten der Errichtung und erſten Ein— 
richtung (8 36 Abſ. 1 Nr. 3) getilgt find, 

$ 39 

Nur die oberſte Vertretung kann die Satzung ändern. 

Sie kann das Recht zu Anderungen, die nur die Faſſung betreffen, dem Aufſichtsrat übertragen. 

Sie kann den Aufſichtsrat ermächtigen, für den Fall, daß die Aufſichtsbehörde, bevor ſie den 
Anderungsbeſchluß genehmigt, Anderungen verlangt, dem zu entſprechen. 
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Ein Beſchluß der oberſten Vertretung, wonach ein Verſicherungszweig aufgegeben oder ein neuer 
eingeführt werden ſoll, bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen; die 
Satzung kann noch anderes fordern. Zu anderen Beſchlüſſen nach Abſ. 1 bis 3 bedarf es einer 
ſolchen Mehrheit nur, wenn die Satzung nichts anderes vorſchreibt. 


8 40 

Die Satzungsänderung iſt zur Eintragung ins Handelsregiſter anzumelden. Der Anmeldung iſt 
die Genehmigungsurkunde beizufügen. 

Bei der Eintragung kann, ſoweit nicht die Anderung die Angaben nach $ 32 betrifft, auf die 
dem Gericht eingereichten Urkunden über die Anderung verwieſen werden. Offentlich bekanntzumachen 
ſind alle Beſtimmungen, worauf ſich die im $ 33 vorgeſchriebenen Veröffentlichungen beziehen. 

Die Anderung wirkt nicht, bevor ſie bei dem Gericht, in deſſen Bezirk der Verein ſeinen Sitz 
hat, ins Handelsregiſter eingetragen worden it. 


5 8 41 

§ 39 Abf. 1 bis 3 gelten entſprechend auch für Anderungen der nach § 10 feſtgeſetzten allge⸗ 
meinen Verſicherungsbedingungen. 

Die Satzung oder die oberſte Vertretung kann den Aufſichtsrat ermächtigen, bei dringendem 
Bedürfnis die allgemeinen Verſicherungsbedingungen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde vor— 
läufig zu ändern. Die Anderungen ſind der oberſten Vertretung bei ihrem nächſten Zuſammentritt vor- 
zulegen und außer Kraft zu ſetzen, wenn es dieſe verlangt. 

Eine Anderung der Satzung oder der allgemeinen Verſicherungsbedingungen berührt ein beſte⸗ 
hendes Verſicherungsverhältnis nur, wenn der Verſicherte der Anderung ausdrücklich zuſtimmt. Dies 
gilt nicht für ſolche Beſtimmungen, wofür die Satz ung ausdrücklich vorſieht, daß ſie auch mit Wirkung 
für die beſtehenden Verſicherungsverhältniſſe geändert werden können. 


8 42 

Der Verein wird aufgelöſt: 

durch Ablauf der in der Satzung beſtimmten Zeit; 

durch Beſchluß der oberſten Vertretung; 

durch die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Vereins; 

mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den die Eröffnung des Konkursverfahrens 
mangels einer den Koſten des Verfahrens entſprechenden Konkursmaſſe abgelehnt wird. 
Gegen den ablehnenden Beſchluß ſteht auch dem Verein die ſofortige Beſchwerde zu. 


8 43 

Der Beſchluß der oberſten Vertretung, durch den der Verein aufgelöſt wird ($ 42 Nr. 2), 
bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, wenn die Satzung nichts anderes 
beſtimmt. Mitglieder der oberſten Vertretung, die gegen die Auflöſung geſtimmt haben, können dem 
Auflöſungsbeſchluß zur Niederſchrift widerſprechen. 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Dieſe hat die Genehmigung dem 
Regiſtergericht mitzuteilen. 

Iſt der Verein durch einen Beſchluß der oberſten Vertretung aufgelöſt worden, ſo erlöſchen die 
Verſicherungsverhältniſſe zwiſchen den Mitgliedern und dem Verein mit dem Zeitpunkte, den der 
Beſchluß beſtimmt, früheſtens jedoch mit dem Ablaufe von vier Wochen. Verſicherungsanſprüche, die 
bis dahin entſtanden ſind, können geltend gemacht werden; im übrigen können aber nur die für 
künftige Verſicherungsabſchnitte im Voraus gezahlten Beiträge nach Abzug der aufgewandten Koſten 
zurückgefordert werden. Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Lebensverſicherungsverhältniſſe; dieſe bleiben 
unberührt, wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt. 
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8 44 
Übereinkommen, durch die der Verſicherungsbeſtand des Vereins in ſeiner Geſamtheit oder in 
einzelnen Zweigen auf ein anderes Unternehmen übertragen werden ſoll, bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit 
der Zuſtimmung der oberſten Vertretung. Der Beſchluß bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen, wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt. 


8 45 
Der Vorſtand hat die Auflöſung des Vereins zur Eintragung in das Handelsregiſter ona: 
melden. Dies gilt nicht, wenn das Konkursverfahren eröffnet oder ſeine Eröffnung abgelehnt wird. 
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Dieſe Fälle ($ 42 Nr. 3 und 4) hat das Gericht von Amts wegen einzutragen; die Geſchäftsſtelle des 
Konkursgerichts hat dem Regiſtergericht eine beglaubigte Abſchrift des Eröffnungsbeſchluſſes oder eine 
mit der Beſcheinigung der Rechtskraft verſehene beglaubigte Abſchrift des den Eröffnungsantrag ab⸗ 
lehnenden Beſchluſſes zu überſenden. 

8 Ap 

Nach der Auflöſung des Vereins findet die Abwicklung ſtatt, wenn nicht über ſein Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt. 

Während der Abwicklung gelten die gleichen Vorſchriften wie vor der Abwicklung, ſoweit ſich aus 
den folgenden Vorſchriften oder aus dem Zweck der Abwicklung nichts anderes ergibt. Namentlich 
können Nachſchüſſe oder Umlagen (88 24 bis 27) ausgeſchrieben und eingezogen werden. Neue Ver⸗ 
ſicherungen dürfen nicht mehr übernommen, die beſtehenden nicht erhöht oder verlängert werden. 


8 47 

Die Abwicklung beſorgen die Vorſtandsmitglieder als Abwickler, wenn nicht die Satzung oder 
ein Beſchluß der oberſten Vertretung andere Perſonen beſtellt. Auch eine juriſtiſche Perſon kann zum 
Abwickler beſtellt werden. 

Aus wichtigen Gründen kann das Regiſtergericht Abwickler beſtellen und abberufen, wenn es der 
Aufſichtsrat oder eine in der Satzung zu beſtimmende Minderheit von Mitgliedern beantragt. § 146 
des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit gilt entſprechend. Abwickler, die nicht vom Gericht 
beſtellt find, kann die oberſte Vertretung jederzeit abberufen. Für die Anſprüche aus dem Anſtellungs⸗ 
vertrag gelten die allgemeinen Vorſchriften. 

Im übrigen gelten für die Abwicklung entſprechend § 295 Abſ. 1, Abſ. 3 Satz 2, die 88 296 
bis 299, 302 des Handelsgeſetzbuches. 

8 48 

Der Gründungsſtock darf erſt getilgt werden, wenn die Anſprüche ſämtlicher anderen Gläubiger, 
namentlich die der Mitglieder aus Verſicherungsverhältniſſen befriedigt ſind oder eine Sicherheit geleiſtet 
iſt. Für die Tilgung dürfen keine Nachſchüſſe oder Umlagen erhoben werden. 

Das nach der Berichtigung der Schulden verbleibende Vereinsvermögen wird an die Mitglieder 
verteilt, die zur Zeit der Auflöſung vorhanden waren. Es wird nach demſelben Maßſtab verteilt, nach 
dem der Überſchuß verteilt worden iſt. 

Über die Verteilung des Vermögens kann die Satzung etwas anderes beſtimmen; die Beſtim⸗ 
mung anderer Anfallberechtigter kann ſie der oberſten Vertretung übertragen. 


8 49 

Iſt ein Verein durch Zeitablauf oder durch Beſchluß der oberſten Vertretung aufgelöſt worden, 
ſo kann die oberſte Vertretung, ſolange nicht mit der Verteilung des Vermögens unter die Anfall⸗ 
berechtigten begonnen iſt, die Fortſetzung des Vereins beſchließen. Der Beſchluß bedarf einer Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt. Er bedarf 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde; dieſe hat die Genehmigung dem Regiſtergericht mitzuteilen. 

Gleiches gilt, wenn der Verein durch die Eröffnung des Konkursverfahrens aufgelöſt, das Kon— 
kursverfahren aber nach Abſchluß eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Vereins 
eingeſtellt worden iſt. 

Die Abwickler haben die Fortſetzung des Vereins zur Eintragung in das Handelsregiſter anzu⸗ 
melden; ſie haben bei der Anmeldung nachzuweiſen, daß noch nicht mit der Verteilung des Vermögens 
des Vereins unter die Anfallberechtigten begonnen worden iſt. 

Der Fortſetzungsbeſchluß hat keine Wirkung, bevor er in das Handelsregiſter des Sitzes des 
Vereins eingetragen worden iſt. 

8 50 

Soweit Mitglieder oder ausgeſchiedene Mitglieder nach dem Geſetz oder der Satzung zu Bei⸗ 
trägen verpflichtet ſind (88 24 bis 26), haften ſie bei Konkurs dem Vereine gegenüber für ſeine 
Schulden. 

Mitglieder, die im letzten Jahre vor der Konkurseröffnung ausgeſchieden ſind, haften für die 
Schulden des Vereins, wie wenn ſie ihm noch angehörten. 


S 51 
Die Anſprüche auf Tilgung des Gründungsſtocks ſtehen allen übrigen Konkursforderungen nach. 
Unter dieſen werden Anſprüche aus einem Verſicherungsverhältnis, die den bei Konkurseröffnung 
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dem Verein angehörenden oder im letzten Jahre vorher ausgeſchiedenen Mitgliedern zuftehen, im Range 
nach den Anſprüchen der anderen Konkursgläubiger befriedigt. 
Zur Tilgung des Gründungsſtocks dürfen keine Nachſchüſſe oder Umlagen erhoben werden. 


S 52 

Die Nachſchüſſe oder Umlagen, die der Konkurs fordert, werden vom Konkursverwalter feſtgeſtellt 
und ausgeſchrieben. Dieſer hat ſofort nach Niederlegung der Bilanz auf der Geſchäftsſtelle ($ 124 der 
Konkursordnung) zu berechnen, wieviel die Mitglieder zur Deckung des in der Bilanz bezeichneten 
Fehlbetrags nach ihrer Beitragspflicht vorzuſchießen haben. Für dieſe Vorſchußberechnung und für 
Zuſatzberechnungen gelten entſprechend $ 106 Abſ. 2, 3, die $$ 107 bis 113 des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 

Alsbald nach Beginn der Schlußverteilung ($ 161 der Konkursordnung) hat der Konkursverwalter 
zu berechnen, welche Beiträge die Mitglieder endgültig zu leiſten haben. Dafür und für das weitere 
Verfahren gelten entſprechend $ 114 Abſ. 2, die SS 115 bis 118 des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 


8 53 

Für Vereine, die beſtimmungsgemäß einen ſachlich, örtlich oder dem Perſonenkreiſe nach eng be- 
grenzten Wirkungskreis haben (kleinere Vereine), gelten von den im Abſchnitt III gegebenen Vor⸗ 
ſchriften nur die SS 15, 17 Abſ. 1, $ 18 Abſ. 1, Së 19, 20, 21 Abſ. 1, Së 22 bis 27, 28 Abſ. 1, 
88 37, 38 Abi. 1, 2, $ 39 Abſ. 1 bis 3, SS 41 bis 44, 48, §8 50 bis 52. Verſicherungen gegen feſtes 
Entgelt, ohne daß der Verſicherungsnehmer Mitglied wird, dürfen nicht übernommen werden. 

Soweit ſich nach Abſ. 1 nichts anderes ergibt, bewendet es für die kleineren Vereine bei den für 
Vereine gegebenen allgemeinen Vorſchriften der Së 24 bis 53 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. In den 
Fällen des § 29 und des $ 37 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs tritt an Stelle des Amtsgerichts 
die Aufſichtsbehörde. 

Soll nach der Satzung ein Aufſichtsrat beſtellt werden, jo gelten dafür entſprechend $ 36 Abſ. 2, 

3, die Së 37 bis 40, 41 Abſ. 1, 2, 4 des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 
f Ob ein Verein ein kleinerer Verein iſt, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 


IV. Geſchäftsführung der Verſicherungsunternehmungen 
1. Allgemeine Vorſchriften. Rechnungslegung. Bilanzprüfung 
8 54 

Zum Erwerbe von Grundſtücken bedürfen Verſicherungsaktiengeſellſchaften und Verſicherungsver⸗ 
eine auf Gegenſeitigkeit der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, ſoweit ſie nicht die Grundſtücke beliehen 
haben und im Zwangsverſteigerungsverfahren erwerben. Der Erwerb iſt zu genehmigen, wenn 
außerhalb des Zwangsverſteigerungsverfahrens eine eingetragene Forderung geſichert werden ſoll oder 
das Grundſtück für den Geſchäftsbetrieb beſtimmt iſt. j 


S 55 

Die Bücher einer Verſicherungsunternehmung ſind jährlich abzuſchließen; auf Grund der Bücher find 
für das abgelaufene Geſchäftsjahr ein Rechnungsabſchluß und ein Jahresbericht anzufertigen und der 
Aufſichtsbehörde einzureichen; der Jahresbericht hat die Verhältniſſe und die Entwicklung der Unter— 
nehmung darzuſtellen. 

Soweit nicht in dieſem Geſetz oder in anderen geſetzlichen Beſtimmungen oder durch den Senat 
Vorſchriften über die Buchführung und Rechnungslegung der Verſicherungsunternehmungen getroffen 
ſind, kann die Aufſichtsbehörde Näheres über die Friſten ſowie die Art und Form des Rechnungsab⸗ 
ſchluſſes und des Jahresberichts beſtimmen. 

Verſicherungsaktiengeſellſchaften und Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit haben in dem Ge⸗ 
ſchäftsſahr, das dem Berichtsjahr folgt, jedem Verſicherten auf Verlangen ein Stück des Rechnungs- 
abſchluſſes und des Jahresberichts mitzuteilen. Im übrigen kann die Aufſichtsbehörde beſtimmen, wie⸗ 
weit und auf welche Weiſe jährlich Rechnungsabſchluß und Jahresbericht den Verſicherten zugänglich 
zu machen oder zu veröffentlichen ſind. 

8 56 

Wertpapiere, die einen Börſen- oder Marktpreis haben, dürfen im Rechnungsabſchluß in keinem Falle 
zu einem höheren Preiſe angeſetzt werden als dem Börſen- oder Marktpreis des Bilanzſtichtags. Über- 
ſteigt dieſer Preis den Durchſchnittspreis, der ſich aus den erſten Börſenpreiſen der letzten ſechs 
Kalendermonate des Geſchäftsjahrs ergibt, ſo darf höchſtens dieſer Durchſchnittspreis angeſetzt werden 
oder der Anſchaffungspreis, ſoweit dieſer nicht den Börſen- oder Marktpreis überſteigt. Bei Berechnung 
des Durchſchnittspreiſes bleiben der höchſte und der niedrigſte Preis außer Betracht. 
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Andere Vermögensgegenſtände dürfen höchſtens zu dem Werte angeſetzt werden, der als wirklicher Ver⸗ 
kehrswert bei vorſichtiger Schätzung zuverläſſig bezeichnet werden kann. Die Aufſichtsbehörde kann an⸗ 
ordnen, wie der Wert zu ermitteln it, ſoweit er den Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis überſteigt. 

Mehrbeträge, die ſich bei einer Bewertung nach den Abſ. 1, 2 gegenüber der des Handelsgeſetzbuchs 
(S 261 Nr. 1 und 2) ergeben, ſind, ſoweit fie nicht einen ſonſt eintretenden Bilanzverluſt zu decken haben, 
einer beſonderen Rücklage zuzuführen, die gleichfalls zur Deckung von Bilanzverluſten dient. 


OT 

Der Rechnungsabſchluß einer Verſicherungsunternehmung iſt unter Einbeziehung der Buchführung 
und des Jahresberichts, ſoweit er den Rechnungsabſchluß erläutert, durch einen Prüfer (Abſchlußprüfer) 
zu prüfen, bevor er dem Aufſichtsrat vorgelegt wird. Hat keine Prüfung ſtattgefunden, jo kann der Rech⸗ 
nungsabſchluß nicht feſtgeſtellt werden; ein trotzdem feſtgeſtellter Rechnungsabſchluß iſt nichtig. 

Die Prüfung darf ſich nicht darauf beſchränken, ob der Rechnungsabſchluß äußerlich ſachgemäß auf— 
geſtellt iſt und mit der Beſtandsaufnahme und den Geſchäftsbüchern übereinſtimmt, ſondern muß ſich 
darauf erſtrecken, ob die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung gewahrt und 
die Vorſchriften eingehalten ſind, die über die Aufſtellung des Rechnungsabſchluſſes und des Jahres- 
berichts in Geſetzen und Verordnungen getroffen oder nach $ 55 Abſ. 2 erlaſſen ſind. 

Wie im übrigen die Prüfung durchzuführen iſt, kann die Aufſichtsbehörde beſtimmen. 


8 58 

Der Vorſtand hat mit der Prüfung einen Prüfer zu beauftragen, den der Aufſichtsrat beſtimmt; die 
Beſtimmung ſoll vor dem Ablauf jedes Geſchäftsjahrs erfolgen. 

Der Vorſtand hat, bevor er den Prüfer beauftragt, der Aufſichtsbehörde anzuzeigen, wen der Auf⸗ 
ſichtsrat beſtimmt hat. Die Aufſichtsbehörde kann, wenn ſie gegen die Beſtimmung des Prüfers Be⸗ 
denken hat, verlangen, daß innerhalb einer angemeſſenen Friſt ein anderer Prüfer beſtimmt werde. 
Unterbleibt das oder hat die Aufſichtsbehörde auch gegen die Beſtimmung des neuen Prüfers Bedenken, 
ſo hat ſie den Prüfer ſelbſt zu beſtimmen. 

$ 59 
Als Prüfer ſollen nur beſtimmt werden: 
1. Perſonen, die in der Buchführung ausreichend vorgebildet und erfahren find; 
2. Prüfungsgeſellſchaften, deren Inhaber, Vorſtandsmitglieder oder Geſchäftsführer die in 
Nr. 1 bezeichneten Eigenſchaften beſitzen. 

Prüfer, auf deren Geſchäftsführung Vorſtandsmitglieder der Verſicherungsunternehmung maß⸗ 
gebenden Einfluß haben, ſollen nicht beſtimmt werden. Vorſtands- oder Aufſichtsratsmitglieder und An⸗ 
geſtellte der Verſicherungsunternehmung können nicht als Prüfer beſtimmt werden. Die Beſtimmung 
von Perſonen, die als Prüfer der Verſicherungsunternehmung vom Auſſichtsrate beſtellt und nur 
ſeinen Weiſungen, nicht aber denen des Vorſtandes unterworfen ſind, iſt zuläſſig. 


S 60 
Der Vorſtand hat dem Prüfer die Einſicht der Bücher und Schriften der Verſicherungsunterneh— 
mung ſowie die Unterſuchung der Kaſſe und Wertpapiere zu geſtatten. 
Der Prüfer kann vom Vorſtand alle Aufklärungen und Nachweiſe verlangen, deren er für eine 
ſorgfältige Prüfung bedarf. 
8 61 
Der Prüfer hat über das Ergebnis der Prüfung ſchriftlich zu berichten. Im Bericht iſt beſonders 
feſtzuſtellen, ob die Buchführung, der Rechnungsabſchluß und der Jahresbericht, ſoweit er den Rech⸗ 
nungsabſchluß erläutert, den geſetzlichen Vorſchriften entſprechen und ob der Vorſtand die erforderlichen 
Aufklärungen und Nachweiſe erbracht hat. Der Prüfer hat den Bericht zu unterzeichnen. 
Der Bericht iſt dem Vorſtand und durch ihn dem Auſſichtsrat vorzulegen. Jedes Aufſichtsratmit⸗ 
glied kann den Bericht einſehen. 
Der Vorſtand hat eine Ausfertigung des Berichts mit ſeinen und des Aufſichtsrats Bemerkungen 
der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Dieſe kann den Bericht mit dem Prüfer erörtern und, wenn nötig, Er- 
gänzungen der Prüfung und des Berichts auf Koſten der Verſicherungsunternehmung veranlaſſen. 


8 62 
Sind nach dem abſchließenden Ergebnis der Prüfung keine Einwendungen zu erheben, ſo hat der 
Prüfer dies durch einen Vermerk unter der Gewinn- und Verluſtrechnung zu beſtätigen; der Beſtäti⸗ 
gungsvermerk muß ergeben, 
daß nach pflichtmäßiger Prüfung auf Grund der Bücher und der Schriften der Verſiche⸗ 
rungsunternehmung ſowie der vom Vorſtand erteilten Aufklärungen und Nachweiſe die Buch⸗ 
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führung, der Rechnungsabſchluß und der Jahresbericht, ſoweit er den Rechnungsabſchluß er⸗ 
läutert, den geſetzlichen Vorſchriften entſprechen. 

Sind Einwendungen zu erheben, ſo hat der Prüfer die Beſtätigung zu verſagen oder einzuſchränken. 

Der Prüfer kann die Beſtätigung auch dann verſagen oder einſchränken, wenn der Jahresbericht, ſo⸗ 
weit in ihm der Geſchäftsverlauf und die Lage der Verſicherungsunternehmung dargelegt ſind, offen⸗ 
ſichtlich eine falſche Darſtellung von den Verhältniſſen der Verſicherungsunternehmung erweckt, die ge⸗ 
eignet iſt, das durch den Rechnungsabſchluß vermittelte Bild von der Lage der Unternehmung zu Dr: 
fälſchen. 

8 63 : 

Der Prüfer, feine Gehilfen und die bei der Prüfung mitwirkenden geſetzlichen Vertreter einer Prü- 
fungsgeſellſchaft ſind zur gewiſſenhaften und unparteiiſchen Prüfung und zur Verſchwiegenheit ver⸗ 
pflichtet. Sie dürfen nicht unbefugt Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe verwerten, die ſie bei der Wahr⸗ 
nehmung ihrer Obliegenheiten erfahren haben. Wer ſeine Obliegenheiten verletzt, iſt der Verſicherungs⸗ 
unternehmung zum Erſatz des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet; mehrere Perſonen haften als 
Geſamtſchuldner. 

Die Erſatzpflicht von Perſonen, die fahrläſſig gehandelt haben, beſchränkt ſich auf 100000 Gulden 
für eine Prüfung; dies gilt auch dann, wenn an der Prüfung mehrere Perſonen beteiligt geweſen oder 
mehrere zum Erſatz verpflichtende Handlungen begangen worden ſind, und ohne Rüchſicht darauf, ob 
andere Beteiligte vorſätzlich gehandelt haben. 

Die Verpflichtung zur Verſchwiegenheit beſteht, wenn eine Prüfungsgeſellſchaft Prüfer iſt, auch 
gegenüber dem Aufſichtsrat und den Mitgliedern des Aufſichtsrat der Prüfungsgeſellſchaft. Der Vor⸗ 
ſitzer des Aufſichtsrats der Prüfungsgeſellſchaft und ſein Stellvertreter dürfen jedoch die von der Prü- 
fungsgeſellſchaft erſtatteten Berichte einſehen, die dabei erlangten Kenntniſſe aber nur verwerten, ſoweit 
es die Erfüllung der Überwachungspflicht des Aufſichtsrats erfordert. 

Die Erſatzpflicht nach dieſen Vorſchriften kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt 
werden. n 
Die Anſprüche aus dieſen Vorſchriften verjähren in fünf Jahren. 


S 64 
Die Së 57 bis 63 gelten nicht für Verſicherungsunternehmungen, die als kleinere Vereine ($ 53) 
anerkannt ſind oder keinen Aufſichtsrat haben; ob und wie ſolche Unternehmungen zu prüfen ſind, kann 
die Aufſichtsbehörde beſtimmen. 


2. Beſondere Vorſchriften über die Dedungsrüdlage bei der Lebens verſicherung 
S 65 

Die Deckungsrücklage für Lebensverſicherungen iſt für die laufenden Verſicherungsverträge für den 
Schluß jedes Geſchäftsjahrs, getrennt nach den einzelnen Verſicherungsarten, zu berechnen und zu 
buchen; dabei ſind die Rechnungsgrundlagen des $ 11 anzuwenden. 

Durch mindeſtens einen mit der Berechnung der Dedungsrüdlage bei Lebens-, Kranken- oder Unfall⸗ 
verſicherungsunternehmungen ($ 12) beauftragten Sachverſtändigen iſt, ohne daß dies die Verant⸗ 
wortlichkeit der Vertreter der Unternehmung berührt, unter der Bilanz zu beſtätigen, daß die ein⸗ 
geſtellte Deckungsrücklage nach Abſ. 1 berechnet iſt. Für kleinere Vereine ($ 53) gilt dies nicht. 


$ 66 

Der Vorſtand der Unternehmung hat ſchon im Laufe des Geſchäftsjahrs Beträge in ſolcher 
Höhe dem Deckungsſtock (Prämienreſervefonds) zuzuführen und vorſchriftsmäßig anzulegen, wie es dem 
vorausſichtlichen Anwachſen der Dedungsrüdlage ($ 65) entſpricht. Die Aufſichtsbehörde kann hierüber 
nähere Anordnung treffen. 

Erreichen die Beſtände des Deckungsſtocks nicht den der Berechnung der Deckungsrücklage ent⸗ 
ſprechenden Betrag ($ 65), jo hat der Vorſtand den fehlenden Betrag unverzüglich dem Deckungsſtock 
zuzuführen. 

Die Auflihtsbehörde kann anordnen, daß dem Dedungsitod über die rechnungsmäßige Dedungs- 
rücklage hinaus Beträge zugeführt werden, wenn dies zur Wahrung der Belange der Verſicherten 
geboten erſcheint. 

Die Zuführung zum Deckungsſtock darf nur ſoweit unterbleiben, wie im Ausland zugunſten be⸗ 
ſtimmter Verſicherungen eine beſondere Sicherheit aus den eingenommenen Verſicherungsentgelten ge: 
ſtellt werden muß. 
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Der Dedungsitod. (Gelder, Wertpapiere, Urkunden ufw.) iſt geſondert von jedem anderen Ver⸗ 
mögen zu verwalten und am Sitze der Unternehmung aufzubewahren; die Art der Aufbewahrung iſt der 
Aufſichtsbehörde anzuzeigen; dieſe kann genehmigen, daß der Deckungsſtock anderswo aufbewahrt wird. 

Die Beſtände des Deckungsſtocks ſind einzeln in ein Verzeichnis einzutragen. Doch brauchen darin 
die Forderungen aus Vorauszahlungen oder Darlehen auf die eigenen Verſicherungsſcheine der 
Unternehmung, ſoweit ſie zu den Beſtänden des Deckungsſtocks gehören, nur in einer Geſamtſumme 
nachgewieſen zu werden. Bei Forderungen, die durch eine Grundſtücksbelaſtung geſichert und in 
Teilbeträgen zurückzuzahlen ſind, iſt das Verzeichnis nach näherer Beſtimmung der Aufſichtsbehörde zu 
berichtigen; dasſelbe gilt für Grundſtücksbelaſtungen, die keine perſönliche Forderung ſichern. Am Schluſſe 
jedes Geſchäftsjahrs (H der Aufſichtsbehörde eine Abſchrift der in deſſen Laufe vorgenommenen Ein— 
tragungen vorzulegen; der Vorſtand hat die Richtigkeit der Abſchrift zu beſcheinigen. Die Aufſichtsbe⸗ 
hörde hat die Abſchrift aufzubewahren. 

Mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde können ſelbſtändige Abteilungen des Deckungsſtocks ge— 
bildet werden. Was für den Deckungsſtock und die Anſprüche daran vorgeſchrieben iſt, gilt dann ent⸗ 
ſprechend für jede ſelbſtändige Abteilung. 

S 67 

Bei Rückverſicherungen hat die rückverſicherte Unternehmung die Deckungsrücklage auch für die 
in Rückverſicherung gegebenen Summen nach den SS 65, 66 zu berechnen ſowie ſelbſt aufzubewahren 
und zu verwalten. 

§ 68 

Die Beſtände des Deckungsſtocks (§ 66) können angelegt werden: 

d. jo, wie nach $ 1807 Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Mündelgeld an— 
gelegt werden ſoll, außerdem in Wertpapieren, die geſetzlich zur Anlegung von Mündel— 
geld zugelaſſen find, ſowie in auf den Inhaber lautenden Pfandbriefen der Danziger Hypo— 
thekenbank Aktiengeſellſchaft; 

2. in Forderungen, wenn dabei ſolche Hypotheken oder Wertpapiere, worin eine Anlegung 
nach Nr. 1 und 4 geſtattet iſt, verpfändet und die Grundſätze der Bank von Danzig be⸗ 
achtet werden; 

3. ſo, daß auf die eigenen Verſicherungsſcheine der Unternehmung nach den allgemeinen Ver- 
ſicherungsbedingungen (8 10 Nr. 8) Vorauszahlungen oder Darlehen gewährt werden; 

4. in verbrieften Forderungen gegen inländiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, ſoweit 
ſie nicht unter Nr. 1 fallen, ſowie gegen Schul- und Kirchengemeinden, wenn dieſe Forde- 
rungen entweder vom Gläubiger gekündigt werden können oder regelmäßig zu tilgen ſind; 

5. in inländiſchen Grundſtücken; 

6. für die Deckungsrücklage wertbeſtändiger Inlandsverſicherungen nach den Vorſchriften der 
Aufſichtsbehörde in wertbeſtändigen inländiſchen oder ausländiſchen Vermögenswerten; 

7. für die Deckungsrücklage von Verſicherungen, die in ausländiſcher Währung zu erfüllen 
find, nach den Vorſchriften der Aufſichtsbehörde in Vermögenswerten, die auf dieſelbe ous: 
ländiſche Währung lauten. 

Die Aufſichtsbehörde kann über Art, Umfang und Berechnung der Anlagen Näheres beſtimmen. 
Die Anlagen in inländiſchen Grundſtücken dürfen ein Viertel des Solls der Deckungsrücklage nur mit 
Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde überſchreiten. 

Erſcheint es nach den beſonderen Umſtänden zweckmäßig, die Beſtände des Deckungsſtocks nicht nach 
Abſ. 1 anzulegen, jo können fie bei der Bank von Danzig, einer öffentlichen Bank oder Sparkaſſe oder 
mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bei einer anderen geeigneten inländiſchen Bank oder einer der Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung naheſtehenden Unternehmung angelegt werden. Die Aufſichtsbehörde kund ge⸗ 
ſtatten, daß die Beſtände des Deckungsſtocks auch anders angelegt werden. 


S 69 8 

Werden Beſtände des Deckungsblocks nach 8 68 Abſ. 1 Nr. 1 angelegt, jo darf die Sicherheit einer 
Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld angenommen werden, wenn die Beleihung nicht 
die erſten drei Fünftel des Wertes des Grundſtücks überſteigt. 

Beliehen werden darf in der Regel nur zur erſten Stelle. 

Bauplätze und Neubauten, die noch nicht fertiggeſtellt und ertragsfähig ſind, ſowie Grundſtücke, die 
keinen dauernden Ertrag gewähren, beſonders Gruben, Brüche und Bergwerke, dürfen nicht beliehen 
werden. 

Der bei der Beleihung angenommene Wert des Grundſtücks darf nicht den durch ſorgfältige Er— 
mittlung feſtgeſtellten Verkaufswert überſteigen. Bei Feſtſtellung dieſes Wertes ſind nur die dauernden 


347 


Eigenſchaften des Grundſtücks und der Ertrag zu berückſichtigen, den es bei ordnungsmäßiger Wirt⸗ 
ſchaft jedem Beſitzer nachhaltig gewähren kann. 

Auf Verlangen der Aufſichtsbehörde haben die Unternehmungen über die Wertermittlung eine 
Anweiſung zu erlaſſen; ſie bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


S 70 
Zur Überwachung des Deckungsſtocks ſind ein Treuhänder und ein Stellvertreter für ihn zu be⸗ 
ſtellen. Für einen kleineren Verein ($ 53) gilt dies nur, wenn es die Aufſichtsbehörde anordnet. 


| S 71 

Den Treuhänder beſtellt der Aufſichtsrat. Hat ein kleinerer Verein ($ 53) keinen Aufſichtsrat, bejtellt 
der Vorſtand den Treuhänder. 

Wer als Treuhänder in Ausſicht genommen iſt, muß vor Beſtellung der Aufſichtsbehörde benannt 
werden. Hat dieſe gegen die Beſtellung Bedenken, kann ſie verlangen, daß binnen angemeſſener Friſt 
jemand anders benannt werde. Unterbleibt das oder hat die Aufſichtsbehörde auch gegen die Beſtellung 
des neu vorgeſchlagenen Bedenken, ſo hat ſie den Treuhänder ſelbſt zu beſtellen. 

ant. 2 Satz 2, 3 gelten auch, wenn die Aufſichtsbehörde Bedenken hat, daß ein beſtellter Treu: 
händer ſein Amt weiterverwaltet. 

S 72 

Der Deckungsſtock iſt ſo ſicherzuſtellen, daß nur mit Zuſtimmung des Treuhänders darüber verfügt 
werden kann; das Nähere beſtimmt die Aufſichtsbehörde. 

Der Treuhänder hat beſonders die Beſtände des Deckungsſtocks unter Mitverſchluß der Verſiche— 
rungsunternehmung zu verwahren. Er darf die Beſtände nur herausgeben, ſoweit es dieſes Geſetz ge: 
itattet; doch gelten entſprechend $ 31 Abſ. 2, 3 des Hypothekenbankgeſetzes. 

Der Treuhänder kann einer Verfügung nur ſchriftlich zuſtimmen; ſoll ein Gegenſtand im Ver⸗ 
zeichnis der Beſtände des Deckungsſtocks gelöſcht werden, ſo genügt, daß der Treuhänder neben oder 
unter den Löſchungsvermerk ſeinen Namen ſchreibt. 


S 73 
Der Treuhänder hat, ohne daß dieſe Pflicht die Verantwortlichkeit der zur Vertretung der Unter⸗ 
nehmung berufenen Stellen berührt, unter der Bilanz zu beſtätigen, daß die eingeſtellten Dedungsrüd- 
lagen vorſchriftsmäßig angelegt und aufbewahrt ſind. 


8 74 
Der Treuhänder kann jederzeit die Bücher und Schriften der Verſicherungsunternehmung einſehen, 
ſoweit ſie ſich auf den Deckungsſtock beziehen. 
S 75 
Streitigkeiten zwiſchen dem Treuhänder und der Verſicherungsunternehmung über ſeine Obliegen— 
heiten entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 
S 76 
Die SS 71 bis 75 gelten auch für den Stellvertreter des Treuhänders. 


S 77 

Dem Dedungsitod dürfen außer den Mitteln, die zur Vornahme und Anderung der Kapitalanlagen 
erforderlich ſind, nur die Beträge entnommen werden, die durch Eintritt des Verſicherungsfalls, durch 
Rückkauf oder dadurch frei werden, daß ſonſt ein Verſicherungsverhältnis beendigt oder der Geſchäfts⸗ 
plan geändert wird. 

Durch Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung darf über die Beſtände des Deckungsſtocks nur 
ſo weit verfügt werden, wie für den Anſpruch, zu deſſen Gunſten verfügt wird, die Zuführung zum 
Deckungsſtock vorgeſchrieben ($ 66 Abi. 1 bis 4) und tatſächlich erfolgt iſt (§ 111 Abſ. 3). 

Durch die Konkurseröffnung erlöſchen die Lebensverſicherungsverhältniſſe; die Verſicherten können 
den Betrag fordern, der als rechnungsmäßige Deckungsrücklage zur Zeit der Konkurseröffnung auf ſie 
entfällt; ihre weitergehenden Anſprüche aus dem Verſicherungsverhältnis werden dadurch nicht be⸗ 
rührt. 

Bei Befriedigung aus den Gegenſtänden, die in das Verzeichnis der Beſtände des Deckungsſtocks 
($ 66 Abſ. 6) eingetragen ſind, gehen die Forderungen auf die rechnungsmäßige Deckungsrücklage, 
ſoweit wie für He die Zuführung zum Deckungsſtock vorgeſchrieben iſt ($ 66 Abſ. 1 bis 4), den Forde⸗ 
rungen aller übrigen Konkursgläubiger vor. Untereinander haben fie denſelben Rang. Für den An⸗ 
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ſpruch der Verſicherten auf Befriedigung aus dem andern Vermögen der Unternehmung gelten ent: 
ſprechend die Vorſchriften, die in den SS 64, 153, 155, 156, 168 Nr. 3 der Konkursordnung für die 
Abſonderungsberechtigten erlaſſen worden ſind. 

S 78 

Das Konkursgericht hat den Verſicherten zur Wahrung ihrer Rechte nach § 77 einen Pfleger zu 
beſtellen. Für die Pflegſchaft tritt an Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Konkursgericht. 

Der Pfleger hat den Umfang des vorhandenen Deckungsſtocks feſtzuſtellen ſowie die Anſprüche der 
Verſicherten zu ermitteln und anzumelden. 

Der Pfleger hat die Verſicherten, ſoweit es geſchehen kann, vor der Anmeldung anzuhören und ſie 
von der Anmeldung nachher zu benachrichtigen, ihnen auf Verlangen auch ſonſt Auskunft über die 
Tatſachen zu geben, die für ihre Anſprüche erheblich ſind. Das Recht des einzelnen Verſicherten, ſeinen 
Anſpruch ſelbſt anzumelden, bleibt unberührt. Soweit die Anmeldung des Verſicherten von der des 
Pflegers abweicht, gilt, bis die Abweichung beſeitigt iſt, die Anmeldung, die dem Verſicherten gün⸗ 
ſtiger iſt. 

Der Konkursverwalter hat dem Pfleger die Einſicht aller Bücher und Schriften des Gemein⸗ 
ſchuldners zu geſtatten und ihm auf Verlangen den Beſtand des Deckungsſtocks nachzuweiſen. 

Der Pfleger kann für die Führung ſeines Amtes eine angemeſſene Vergütung verlangen. Die ihm 
zu erſtattenden Auslagen und die Vergütung fallen dem Deckungsſtocke zur Laſt. 

Vor Beſtellung des Pflegers und vor Feſtſetzung der Vergütung iſt die Aufſichtsbehörde zu hören. 


S 79 
Für Kranken⸗ und Unfallverſicherungen der im $ 12 bezeichneten Art gelten die SS 65 bis 78 
entſprechend. 


3. Vorſchriften über Konkursvorrechte bei der Schadenverſicherung 
8 80 

In Verſicherungszweigen, wofür nicht die beſon deren Vorſchriften der SS 65 bis 79 über die 
Deckungsrücklage gelten, gehen bei Konkurs die Forderungen aus Verſicherungsverträgen auf Rück⸗ 
erſtattung eines auf die Zeit nach Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes entfallenden Teiles des 
Verſicherungsentgelts und auf Erſatz eines zur Zeit der Konkurseröffnung bereits eingetretenen 
Schadens den übrigen Konkursforderungen des $ 61 Nr. 6 der Konkursordnung im Range vor. Dabei 
werden Forderungen auf Rückerſtattung des Teiles eines Verſicherungsentgelts im Range nach den 
Forderungen auf Erſatz eines Schadens, Forderungen derſelben Rangordnung nach Verhältnis ihrer 
Beträge berichtigt. 

V. Beaufſichtigung der Verſicherungsunternehmungen 
1. Aufgaben und Befugniſſe der Aufſichtsbehörden 
§ 81 

Die Aufſichtsbehörde hat den ganzen Geſchäftsbetrieb der Verſicherungsunternehmungen, beſonders 
die Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften und die Einhaltung des Geſchäftsplans zu überwachen. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Anordnungen treffen, die geeignet ſind, den Geſchäftsbetrieb mit den 
geſetzlichen Vorſchriften und dem Geſchäftsplan im Einklang zu erhalten oder Mißſtände zu beſeitigen, 
welche die Belange der Verſicherten gefährden oder den Geſchäftsbetrieb mit den guten Sitten in Wider⸗ 
ſpruch bringen. Die Aufſichtsbehörde kann namentlich unterſagen, daß Darlehnsgeſchäfte und Ver⸗ 
ſicherungsabſchlüſſe verbunden werden, ſoweit die Verſicherungsſumme das Darlehen überſteigt. Auch 
kann ſie allgemein oder für einzelne Verſicherungszweige den Verſicherungsunternehmungen und Ver⸗ 
mittlern von Verſicherungsverträgen unterſagen, dem Verſicherungsnehmer in irgendeiner Form 
Sondervergütungen zu gewähren; ebenſo kann ſie allgemein oder für einzelne Verſicherungszweige den 
Verſicherungsunternehmungen unterſagen, Begünſtigungsverträge abzuſchließen und zu verlängern. Die 
Anordnungen nach Satz 3 werden einen Monat nach ihrer Bekanntmachung im Staatsanzeiger wirkſam. 

Zur Befolgung ihrer Anordnungen nach Abſ. 2 kann die Aufſichtsbehörde die Inhaber und Ge⸗ 
ſchäftsleiter der Verſicherungsunternehmungen durch Ordnungsſtrafen bis zu 3000 G anhalten. Solche 
Strafen werden ebenſo beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

Hat ein Verlag Bezieher von ihm verlegter Zeitſchriften oder Zeitungen bei einer Verſicherungs⸗ 
unternehmung verſichert, ſo kann die Aufſichtsbehörde Anordnungen nach Abſ. 2 Satz 1 auch unmittelbar 
gegenüber dem Verlage treffen. Abſ. 3 gilt entſprechend. 
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§ 81 a 
Die Aufſichtsbehörde kann verlangen, daß ein Geſchäftsplan vor Abſchluß neuer Verſicherungs⸗ 
verträge geändert wird. Wenn es zur Wahrung der Belange der Verſicherten notwendig erſcheint, 
kann die Aufſichtsbehörde einen Geſchäftsplan mit Wirkung für beſtehende oder noch nicht abge— 
wickelte Verſicherungsverhältniſſe ändern oder aufheben. § 81 Abſ. 3 gilt entſprechend. 


8 82 

Iſt eine Verſicherungsunternehmung an einer anderen Unternehmung, die nicht der Auſſicht unter⸗ 
liegt, beteiligt, und iſt die Beteiligung nach ihrer Art oder ihrem Umfang geeignet, die Verſicherungs⸗ 
unternehmung zu gefährden, ſo kann die Aufſichtsbehörde der Verſicherungsunternehmung die Fort⸗ 
ſetzung der Beteiligung unterſagen oder nur unter der Bedingung geſtatten, daß ſich die Unternehmung 
nach den SS 57 bis 63 auf ihre Koſten oder auf Koſten der Verſicherungsunternehmung prüfen läßt. 
Verweigert dies die Unternehmung oder ergeben ſich bei der Prüfung Bedenken gegen die Beteiligung, 
ſo hat die Aufſichtsbehörde der Verſicherungsunternehmung die Fortſetzung zu unterſagen. 

Als Beteiligung gilt auch, daß ein Vorſtands- oder Aufſichtsratsmitglied der Verſicherungsunter⸗ 
nehmung auf die Geſchäftsführung einer anderen Unternehmung maßgebenden Einfluß ausübt oder 
auszuüben in der Lage iſt. 

8 83 

Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die Geſchäftsführung und Vermögenslage einer Verſicherungs— 
unternehmung auch daraufhin prüfen, ob die veröffentlichten Rechnungsabſchlüſſe und die Jahresberichte 
mit den Tatſachen und dem Bücherinhalt übereinſtimmen und ob die vorgeſchriebenen Rücklagen vor- 
handen und vorſchriftsmäßig angelegt und verwaltet ſind. 

Die Inhaber, Geſchäftsleiter, Bevollmächtigten und Agenten einer Unternehmung ſowie die Makler, 
die für die Unternehmung tätig find oder waren, haben in ihren Geſchäftsräumen der Aufſichts⸗ 
behörde auf Verlangen alle Bücher, Belege und die Schriften vorzulegen, die für die Beurteilung des 
Geſchäftsbetriebs und der Vermögenslage bedeutſam ſind, ſowie jede von ihnen geforderte Auskunft über 
den Geſchäftsbetrieb und die Vermögenslage zu geben. Dazu ſind ſie auch verpflichtet, wenn die 
Aufſichtsbehörde vermutet, daß eine Unternehmung den Betrieb von Verſicherungsgeſchäften zum Ge— 
genſtande hat und die Prüfung klarſtellen ſoll, ob die Unternehmung der Aufſicht unterliegt. § 81 
Abſ. 3 gilt entſprechend. 

Bei Verſicherungsunternehmungen, die einen Aufſichtsrat, eine Mitgliederverſammlung oder ähnliche 
Stellen haben, kann die Aufſichtsbehörde Vertreter in deren Verſammlungen und Sitzungen entſenden: 
die Vertreter ſind jederzeit anzuhören. Die Aufſichtsbehörde kann ferner verlangen, daß Verſamm⸗ 
lungen und Sitzungen berufen ſowie Gegenſtände zur Beratung und Beſchlußfaſſung angekündigt 
werden; wird dem Verlangen nicht entſprochen, ſo kann ſie die Berufung oder Ankündigung auf 
Koſten der Unternehmung ſelbſt vornehmen. In den Verſammlungen und Sitzungen, welche die Auf— 
ſichtsbehörde berufen hat, ſitzt ein Vertreter der Aufſichtsbehörde vor. Als Vertreter der Aufſichts⸗ 
behörde ſind Leiter und Beamte öffentlicher Verſicherungsanſtalten ausgeſchloſſen. 


| 884 

Die Aufſichtsbehörde ſoll, wenn möglich, unvermutet, die Prüfung nach § 83 Abſ. 1 mindeſtens 
alle fünf Jahre einmal vornehmen. Die Aufſichtsbehörde kann zu der Prüfung Perſonen heranziehen, 
die nach $ 59 zu Prüfern beſtimmt werden können. Sie kann die Prüfung auch To vornehmen, daß fie 
an einer von der Verſicherungsunternehmung nach $ 57 veranlaßten Prüfung teilnimmt und ſelbſt 
weitere Feſtſtellungen trifft, die ſie für nötig hält. 

Abſ. 1, Satz 1, 3 gelten nicht für Verſicherungsunternehmungen, die als kleinere Vereine (8 53) 
anerkannt find oder keinen Aufſichtsrat haben. 

Die Koſten der Prüfung trägt die Verſicherungsunternehmung. 


8 85 

Prüfer, die nach $ 84 Abſ. 1 Satz 2 zu einer Prüfung herangezogen werden, und Gehilfen, deren 
fie ſich dabei bedienen wollen, find von der Aufſichtsbehörde unter Hinweis auf die Strafvorſchriften des 
§ 121 auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch Handſchlag zu verpflichten. Über 
die Verpflichtung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die der Verpflichtete mitunterzeichnet. Wird jemand 
wiederholt herangezogen, genügt ein Hinweis auf die frühere Verpflichtung. Wird eine Prüfungsgefell- 
ſchaft herangezogen, ſo ſind die Inhaber, Vorſtandsmitglieder oder Geſchäftsführer zu verpflichten. Im 
übrigen gilt $ 63. 
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$:86 
Die Auffiht hat ſich auch auf die Liquidation einer Unternehmung und auf die Abwicklung der 
beſtehenden Verſicherungen zu erſtrecken, wenn der Geſchäftsbetrieb unterſagt oder freiwillig eingeſtellt 
oder die Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe widerrufen wird. 


S 87 

Handelt eine Unternehmung fortgeſetzt den Pflichten zuwider, die ihr nach dem Geſetz oder dem 
genehmigten Geſchäftsplan obliegen, oder ergeben ſich bei Prüfung ihrer Geſchäftsführung oder ihrer 
Vermögenslage ſo ſchwere Mißſtände, daß eine Fortſetzung des Geſchäftsbetriebs die Belange der 
Verſicherten gefährdet, oder widerſpricht der Geſchäftsbetrieb den guten Sitten, ſo kann die Auf⸗ 
ſichtsbehörde den Geſchäftsbetrieb mit der Wirkung unterſagen, daß keine neuen Verſicherungen abge- 
ſchloſſen, früher abgeſchloſſene nicht erhöht oder verlängert werden können. 

Wird der Geſchäftsbetrieb unterſagt, ſo kann die Aufſichtsbehörde alles das anordnen, was zur 
einſtweiligen Sicherung des Vermögens der Unternehmung zum Beſten der Verſicherten nötig iſt, 
beſonders die Vermögensverwaltung geeigneten Perſonen übertragen. § 81 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

Bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit wirkt die Unterſagung des Geſchäftsbetriebs wie ein 
Auflöſungsbeſchluß. Die Unterſagung wird ins Handelsregiſter auf Anzeige der Aufſichtsbehörde ein- 
getragen. 

S 88 

Das Konkursgericht hat auf Antrag der Aufſichtsbehörde den Konkurs über das Vermögen einer 
Verſicherungsaktiengeſellſchaft oder eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit zu eröffnen; doch 
bleibt $ 107 Abſ. 1 der Konkursordnung unberührt. Nur die Aufſichtsbehörde kann die Konkurseröff⸗ 
nung beantragen. Der Eröffnungsbeſchluß iſt un anfechtbar. 

Sobald die Verſicherungsunternehmung zahlungsunfähig wird, hat es ihr Vorſtand der Auſſichts⸗ 
behörde anzuzeigen. Ebenſo iſt zu verfahren, ſobald ſich bei Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer 
Zbwiſchenbilanz Überihuldung ergibt. Dieſe Anzeigepflicht tritt an Stelle der dem Vorſtand durch 

andere geſetzliche Vorſchriften auferlegten Pflicht, bei Zahlungsunfähigkeit oder Überſchuldung die 
Konkurseröffnung zu beantragen. Bleiben bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit, bei denen 
Nachſchüſſe oder Umlagen zu leiſten find, ausgeſchriebene Nachſchüſſe oder Umlagen fünf Monate 
über die Fälligkeit rückſtändig, Io hat der Vorſtand zu prüfen, ob ſich, wenn die nicht bar eingegangenen 
Nachſchüſſe oder Umlagen außer Betracht bleiben, Überſchuldung ergibt; iſt dies der Fall, ſo hat er es 
binnen einem Monat nach Ablauf der bezeichneten Friſt der Aufſichtsbehörde anzuzeigen. Die gleichen 
Pflichten haben die Liquidatoren. f 

$ 89 

Ergibt ſich bei Prüfung der Geſchäftsführung und der Vermögenslage einer Unternehmung, daß 
dieſe für die Dauer nicht mehr imſtande iſt, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, die Vermeidung des Kon⸗ 
kurſes aber zum Beſten der Verſicherten geboten erſcheint, ſo kann die Aufſichtsbehörde das hierzu 
Erforderliche anordnen, auch die Vertreter der Unternehmung auffordern, binnen beſtimmter Friſt eine 
Anderung der Geſchäftsgrundlagen oder ſonſt die Beſeitigung der Mängel herbeizuführen. Alle Arten 
Zahlungen, beſonders Verſicherungsleiſtungen, Gewinnverteilungen und bei Lebensverſicherungen der 
Rücklauf oder die Beleihung des Verſicherungsſcheins ſowie Vorauszahlungen darauf, können zeitweilig 
verboten werden. 

Unter der Vorausſetzung im Abſ. 1 Satz 1 kann die Aufſichtsbehörde, wenn nötig, die Verpflich⸗ 
tungen einer Lebensverſicherungsunternehmung aus ihren Verſicherungen dem Vermögensſtand ent⸗ 
ſprechend herabſetzen. Dabei kann die Aufſichtsbehörde ungleichmäßig verfahren, wenn es beſondere Um- 
ſtände rechtfertigen, namentlich wenn bei mehreren Gruppen von Verſicherungen die Notlage der 
Unternehmung mehr in einer als in einer anderen begründet iſt. Bei der Herabſetzung werden, ſoweit 
rechnungsmäßige Dedungsrüdlagen der einzelnen Verſicherungen beſtehen, zunächſt die Deckungsrücklagen 
herabgeſetzt und danach die Verſicherungsſummen neu feſtgeſetzt. Die Pflicht der Verſicherungsnehmer, 
die Verſicherungsentgelte in der bisherigen Höhe weiter zu zahlen, wird durch die Herabſetzung nicht 
berührt. f 

Die Maßnahmen nach Abſ. 1, 2 können auf eine ſelbſtändige Abteilung des Deckungsſtocks (§ 66 
Abſ. 7) beſchränkt werden. 


2. Verfaſſung und Verfahren der Aufſichtsbehörde 
9 90 
Das Aufſichtsamt für Privatverſicherung hat ſeinen Sitz in Danzig. Der Leiter des Aufſichtsamts 
wird vom Senat beſtellt. 
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8 91 
Zur Mitwirkung bei der Auflicht beſteht beim Aufſichtsamt ein Beirat aus Sachverſtändigen des 
Verſicherungsweſens; die Mitglieder ernennt der Senat auf Vorſchlag der Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer zu Danzig. 
Die Mitglieder des Verſicherungsbeirats ſollen das Aufſichtsamt auf Erfordern bei Vorbe⸗ 
reitung wichtigerer Beſchlüſſe gutachtlich beraten. Sie verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt. 


8 92 
Sämtliche Entſcheidungen ſind den Beteiligten zuzuſtellen. Die rechtskräftige Erlaubnis zum Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe, die Genehmigung einer Beſtandsveränderung und die Unterſagung eines Geſchäfts⸗ 
betriebs hat das Aufſichtsamt im Staatsanzeiger öffentlich bekanntzumachen. 


S 93 
Gegen die Entſcheidungen des Aufſichtsamts können die Beteiligten Beſchwerde einlegen. Betei⸗ 
ligte ſind, wenn ein Auflöſungsbeſchluß nicht genehmigt worden iſt, nur der Vereinsvorſtand, bei 
einer Genehmigung dagegen nur die Mitglieder der oberſten Vertretung, die dem Auflöſungsbeſchluſſe 
zur Niederſchrift widerſprochen haben. Betrifft die Entſcheidung eine Beteiligung nach § 82, jo iſt 
Beteiligter nur die Verſicherungsunternehmung, die an der anderen Unternehmung beteiligt iſt. 
Über die Beſchwerde entſcheidet der Senat. 


S 94 
Die Beſchwerde iſt binnen einem Monat nach Zuſtellung der Entſcheidung beim Aufſichtsamte 
ſchriftlich einzulegen und zu begründen. Eine Beſchwerde ſchiebt die Wirkung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung nicht auf. Wird die Entſcheidung, wonach Konkurs zu beantragen iſt, aufgehoben, ſo hat 
es das Aufſichtsamt dem Konkursgerichte mitzuteilen. Dieſes hat das Verfahren einzuſtellen. 


S 95 

Das Aufſichtsamt kann jeden Beweis erheben, beſonders Zeugen und Sachverſtändige, auch eidlich, 
vernehmen oder vernehmen laſſen. 

8 96 

Die Gerichte und andern öffentlichen Behörden haben den Erſuchen des Aufſichtsamts zu ent⸗ 
ſprechen, die auf Grund dieſes Geſetzes an ſie ergehen. Die Erſuchen um eidliche Vernehmungen 
ſind an die Behörden zu richten, die zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zu⸗ 
ſtändig ſind. Als Rechtshilfekoſten find der erſuchten Behörde die baren Auslagen nach 88 71 —73 des 

Gerichtskoſtengeſetzes zu erſtatten. 
i § 97 

Die Koſten des Aufſichtsamts und des Verfahrens vor ihm ſind von den ſeiner Aufſicht unter⸗ 
ſtellten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen (Abſchnitt VII) durch Entrichtung von Pauſch⸗ 
und Einzelgebühren zu erſtatten. 

Der Pauſchgebührenſatz wird jährlich nach der gebührenpflichtigen Prämieneinnahme vom Auf⸗ 
ſichtsamt feſtgeſetzt; bei Bauſparkaſſen wird die Pauſchgebühr nach der Summe der um die Verwal- 
tungskoſten oder ähnliche Aufwendungen erhöhten Spar- und Tilgungsbeiträge berechnet. Der Senat 
iſt berechtigt, einen Mindeſtgebührenſatz zu erheben. Die Einzelgebühren werden nach einer Gebühren⸗ 
ordnung erhoben. 

Die feſtgeſetzten Gebühren ſind auf Anfordern des Aufſichtsamts an die Staatshauptkaſſe inner⸗ 
halb der geſtellten Friſt einzuzahlen. Nach Ablauf dieſer Friſt können die fälligen Beträge nach dem 
für die Beitreibung öffentlicher Abgaben beſtehenden Vorſchriften eingezogen werden. 


8 98 
Das Aufſichtsamt kann bei einem Beweisverfahren, das durch unbegründete Anträge oder Be— 
ſchwerden veranlaßt worden iſt, ſowie bei einem erfolgloſen Rechtsmittel die baren Auslagen ganz 
oder teilweiſe den Antragſtellern auferlegen. 


$ 99 


Das Aufſichtsamt veröffentlicht jährlich Mitteilungen über den Stand der ſeiner Aufſicht unter- 
ſtellten Verſicherungsunternehmungen ſowie über ſeine Wahrnehmungen auf dem Gebiete des Ver⸗ 
ſicherungsweſens. 
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VI. Ausländiſche Verſicherungsunternehmungen 
§ 100 
Ausländiſche Verſicherungsunternehmungen, die im Inland durch Vertreter, Bevollmächtigte, Agen⸗ 
ten oder andere Vermittler das Verſicherungsgeſchäft betreiben wollen, bedürfen der Erlaubnis. 
Für die Unternehmungen gelten entſprechend die Vorſchriften dieſes Geſetzes, ſoweit ſich nichts an⸗ 
deres aus den Së 101 bis 106 ergibt. 
§ 101 
Über den Antrag auf Erlaubnis entſcheidet ausſchließlich der Senat. 
Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn 

1. das Aufſichtsamt ſich gutachtlich äußert, daß keiner der Gründe des § 8 zum Verſagen der 
Erlaubnis vorliege, 

2. die Unternehmung nachweiſt, daß ſie an ihrem Sitze unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden kann, 

3. die Unternehmung ſich verpflichtet, im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Nieder- 
laſſung zu unterhalten und dafür einen Hauptbevollmächtigten zu beſtellen, der im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig wohnt und die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt. Dieſer gilt 
als ermächtigt, die Unternehmung zu vertreten, beſonders die Verſicherungsverträge mit 
Verſicherungsnehmern im Inland und über inländiſche Grundſtücke verbindlich abzuſchließen, 
auch alle Ladungen und Verfügungen für die Unternehmung zu empfangen. 

Im übrigen entſcheidet der Senat nach freiem Ermeſſen. 


S 102 
Ausländiſche Verſicherungsunternehmungen, denen der Geſchäftsbetrieb im Inland erlaubt worden 
iſt, dürfen die Verſicherungsverträge mit Verſicherungsnehmern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, ſowie Verſicherungsverträge über inländiſche Grundſtücke nur 
durch Bevollmächtigte abſchließen, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen. 


8 103 
Die Pflichten, die dieſes Geſetz den Inhabern oder Vertretern einer inländiſchen Unternehmung auf⸗ 
erlegt. hat für die ausländiſche Unternehmung ihr für das Gebiet der Freien Stadt Danzig be⸗ 
ſtellter Hauptbevollmächtigter zu erfüllen. 
S 104 
Für Klagen, die aus dem inländiſchen Verſicherungsgeſchäft gegen die Unternehmung erhoben 
werden, iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk ſie ihre Danziger Niederlaſſung ($ 101 Abſ. 2 Nr. 3) 
hat. Dieſer Gerichtsſtand darf nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. 


$ 105 

Für ausländiſche Verſicherungsunternehmungen gelten die 88 57 bis 64 nur, ſoweit es das Auf- 
ſichtsamt beſtimmt. Die SS 65 bis 69 und 77 bis 79 gelten bei ausländiſchen Unternehmungen nur 
für die im Inlande abgeſchloſſenen Verſicherungen. 

Der Deckungsſtoff für dieſe Verſicherungen iſt nach näherer Beſtimmung des Aufſichtsamts ſo 
ſicherzuſtellen, daß nur mit ſeiner Genehmigung darüber verfügt werden kann. Ein Treuhänder nach den 
SS 70 bis 76 wird nicht beſtellt. 

Die Zwangsvollſtreckung in den Deckungsſtock und in das ſonſtige Vermögen, das ſich im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig befindet, iſt gegen eine ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft nur mit vor⸗ 
heriger Zuſtimmung des Auflihtsamts zuläſſig. 

8 106 

Die ausländiſchen Verſicherungsunternehmungen, denen der Geſchäftsbetrieb erlaubt worden iſt, 

werden vom Aufſichtsamte nach dieſem Geſetze beaufſichtigt. 


VII. Bauſparkaſſen 
§ 107 
Privatunternehmungen, bei denen durch die Leiſtungen mehrerer Sparer ein Vermögen aufgebracht 
werden ſoll, woraus die einzelnen Sparer Darlehen für die Beſchaffung oder Verbeſſerung von Woh⸗ 
nungen oder Siedlungen oder zur Ablöſung hierzu eingegangener Verpflichtungen erhalten (Bauſpar⸗ 
kaſſen), unterliegen der Aufſicht. Soweit dieſes Geſetz keine beſonderen Vorſchriften über Bauſparkaſſen 
enthält, gelten entſprechend die 88 2 ‚5, 6, 8 am 1 Nr. 1 und 3, Abf. 2 und 3, 8 10 Abſ. 3, $$ 13, 
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14, 54, 55, 57 bis 64, 81 bis 86 Abſ. 1, 2, 88 88 bis 90, 92 bis 96 ‚98 bis 104, 105 Abſ. 1 Satz 1 
$ 106. Dabei kann die Aufſichtsbehörde beſtimmen, daß und in welchem Sinne Vorſchriften, die für 
Unternehmungen einer beſtimmten Rechtsform erlaſſen ſind, auch auf die einer anderen Rechtsform an⸗ 
zuwenden ſind. 

Der Senat kann Geſchäftsbetriebe, die wirtſchaftlich dieſelben oder ähnliche Zwecke wie Bauſpar⸗ 
kaſſen verfolgen, den für dieſe geltenden Vorſchriften unterſtellen; die Geſchäftsbetriebe ſind im einzelnen 
zu bezeichnen. Die Anordnung des Senats iſt im Staatsanzeiger bekanntzumachen. 

Als Bauſparkaſſen ſind nicht anzuſehen Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig anerkannt 
ſind. 

$ 8la gilt ſinngemäß auch für die Anderung der Bedingungen für an Bauſparer gewährte Dar- 
lehen; die Aufſichtsbehörde ſoll dabei auf einen Ausgleich zwiſchen den Belangen der wartenden Bau⸗ 
ſparer und denen der Darlehnsnehmer hinwirken und auf die wirtſchaftliche Lage der Darlehnsnehmer 
Rückſicht nehmen. 

S 108 

Der Geſchäftsbetrieb darf nur Aftiengejellihaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſell⸗ 

ſchaften mit beſchränkter Haftung und Genoſſenſchaftten erlaubt werden. 


$ 109 
Die Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe darf außer den Gründen des $ 8 Abſ. 1 Nr. 1 und 3 nur per: 
ſagt werden, wenn nach dem Geſchäftsplan die Belange der Bauſparer nicht hinreichend gewahrt oder 
durch die eingereichten fachlichen Geſchäftsunterlagen die Verpflichtungen aus den Bauſparverträgen nicht 
genügend als erfüllbar dargetan ſind. 
Die Erfüllbarkeit darf nicht deshalb allein bezweifelt werden, weil bei der Sicherung der Bau⸗ 
darlehen nicht die Grundſätze des $ 69 für die Beleihung von Grundſtücken eingehalten werden. 


S 110 
Der Geſchäftsplan hat den Zweck und die Einrichtung der Bauſparkaſſe und den Bezirk des be- 
abſichtigten Geſchäftsbetriebs anzugeben ſowie die Staffeln unter Hervorhebung der längſten und kürze⸗ 
ſten Wartezeit vollſtändig darzuſtellen. 
Der Geſchäftsplan hat ferner Angaben zu enthalten: 
1. welche Grundſätze bei den Berechnungen angewandt, beſonders ob und wie die Leiſtungen 
der Bauſparer und der Bauſparkaſſe zu verzinſen find; 
. ob und wie die Bauſparer in Spargruppen zuſammengefaßt werden; 
welche geſonderten Nachweiſungen über das für die Zuteilung von Baudarlehen anzu⸗ 
ſammelnde Vermögen, das in dinglich geſicherten Baudarlehen angelegte Vermögen ſowie 
über das andere Vermögen der Bauſparkaſſe geführt werden; 
4. unter welchen Vorausſetzungen Baudarlehen zugeteilt werden und zu welcher Zeit es ger 
ſchieht; 
. wie die Verwaltungskoſten gedeckt werden; 
. wie Rücklagen gebildet werden; 
. ob und wie Darlehen aufgenommen und geſichert werden, die eine beſchleunigte Zuteilung 
der Baudarlehen ermöglichen ſollen. 


II 
Der Geſellſchaftsvertrag oder die Satzung ſoll die einzelnen Geſchäftsarten bezeichnen und die 
Grundſätze für die Vermögensanlage angeben. 
8 112 
Die allgemeinen Spar- und Darlehnsbedingungen ſollen Beſtimmungen enthalten: 

1. über Höhe und Fälligkeit der Leiſtungen der Bauſparer und über die Rechtsfolgen eines 
Verzuges; 

2. über Höhe und Fälligkeit der Leiſtungen der Bauſparkaſſe, über die Grundſätze für die Ge⸗ 
währung von Baudarlehen, über die Dauer der Wartezeiten unter Hervorhebung der läng- 
ſten und kürzeſten Wartezeit ſowie über die Vorausſetzungen, wovon Zuteilung und Aus⸗ 
zahlung der Baudarlehen abhängen; 

3. über die dingliche Sicherung der Baudarlehen; 

4. darüber, ob und unter welchen Vorausſetzungen die Bauſparer ihre Anſprüche abtreten 
oder verpfänden dürfen; 
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5. darüber, ob und wie der Bauſparvertrag gekündigt oder ſonſt ganz oder teilweiſe auf⸗ 
gehoben werden kann, und welche Verpflichtungen daraus dem Bauſparer und der Bau- 
ſparkaſſe erwachſen; 

6. darüber, ob auf die Bauſparer eine Lebensverſicherung genommen wird: 

7. über das Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Bauſparvertrag und über das zuſtändige 
Gericht; 

8. darüber, ob und nach welchen Grundſätzen und Maßſtäben Bauſparer an den Über⸗ 
ſchüſſen der Bauſparkaſſe teilnehmen. 


8 113 

Bei jeder Bauſparkaſſe hat das Aufſichtsamt einen Vertrauensmann zu beſtellen; dieſer hat darüber 
zu wachen, daß die Baudarlehen an die Bauſparer nach dem Geſchäftsplan zugeteilt werden. Das 
Aufſichtsamt kann dem Vertrauensmann weitere Aufgaben übertragen, Es kann die Beſtellung jeder- 
zeit widerrufen. 

Der Vertrauensmann kann jederzeit die Bücher und Schriften der Bauſparkaſſe einſehen, ſoweit es 
ſeine Pflichten fordern. 

Der Vertrauensmann kann von der Bauſparkaſſe eine angemeſſene Vergütung für ſeine Tätigkeit 
verlangen; die Höhe der Vergütung iſt dem Aufſichtsamt anzuzeigen. Beſtehen Bedenken gegen die 
Höhe der Vergütung oder kommt eine Einigung des Vertrauensmannes mit der Bauſparkaſſe über 
die Höhe der Vergütung nicht zustande, jo ſetzt das Aufſichtsamt die Vergütung feſt. 

Streitigkeiten zwiſchen dem Vertrauensmann und der Bauſparkaſſe über deſſen Obliegenheiten 
entſcheidet das Aufſichtsamt. 

In beſonderen Fällen kann das Aufſichtsamt anordnen, daß ſtatt eines Vertrauensmanns ein 
von der Geſamtheit der Bauſparer aus ihrer Mitte zu wählender, aus mindeſtens drei Mitgliedern 
beſtehender Ausſchuß beſtellt wird, der ehrenamtlich tätig iſt. Die Anordnung iſt widerruflich. Abſ. 2, 
4 gelten entſprechend. 

8 114 

Das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung) gilt nicht für 
Bauſparkaſſen. 

S 115 

Beim Aufſichtsamt wird aus Sachverſtändigen des Bauſparweſens ein Beirat für Bauſparkaſſen 
gebildet. Die Mitglieder haben bei der Aufſicht über die Bauſparkaſſen ebenſo mitzuwirken wie die 
Mitglieder des Verſicherungsbeirats bei der Aufſicht über die privaten Verſicherungsunternehmungen. 
Im übrigen gilt § 91 entſprechend. 


VIII. übergangsvorſchriften 
§ 116 
Soweit Beſtände des Deckungsſtocks einer Verſicherungsunternehmung am 1. April 1938 in Aktien 
inländiſcher Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien oder in kurzfriſtigen ver⸗ 
brieften Forderungen gegen inländiſche kaufmänniſche, gewerbliche oder landwirtſchaftliche Unterneh⸗ 
mungen angelegt geweſen ſind, hat ſie die Verſicherungsunternehmung bis zum 31. Dezember 1939 
jo anzulegen, wie es $ 68 vorſchreibt. Die Aufſichtsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen zulaſſen. 


$ 117 | 

Verſicherungsunternehmungen, die am 1. April 1931 die Kraftfahrzeugverſicherung oder die Fahr⸗ 
radverſicherung betrieben haben, bedürfen keiner Erlaubnis, haben aber der Aufſichtsbehörde auf Er⸗ 
fordern binnen einer Friſt, die ſie beſtimmt, ihren Geſchäftsplan klarzulegen. Dafür gilt entſprechend 
§ 81 Abſ. 3. 

Verſicherungsunternehmungen nach Abſ. 1 unterliegen keiner Aufſicht, wenn ſeit dem 1. April 
1931 keine neuen Verſicherungen mehr abgeſchloſſen und beſtehende nicht mehr erhöht oder verlängert 
werden. 


IX. Strafvorſchriften 
8 118 
Wer der Aufſichtsbehörde gegenüber wiſſentlich falſche Angaben macht, um für eine Verſiche⸗ 
rungsunternehmung oder eine Bauſparkaſſe die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb, die Verlängerung 
einer Erlaubnis oder die Genehmigung zu einer Anderung der Geſchäftsunterlagen, des Verſicherungs⸗ 


355 


beſtandes oder des Beſtandes an Bauſparverträgen (SS 14, 107) zu erlangen, wird mit Gefängnis 
und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 5000 G beitraft. 

Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehren rechte erkannt werden. 

Bei mildernden Umſtänden kann ausſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden. 


S 119 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und zugleich mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen 
werden die Mitglieder des Vorſtandes, eines Aufſichtsrats oder einer ähnlichen Stelle ſowie die Li⸗ 
quidatoren einer Verſicherungsaktiengeſellſchaft oder eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit be⸗ 
ſtraft, wenn ſie wiſſentlich 

1. entgegen den Vorſchriften des Geſetzes oder der Satzung über die Bildung von Rücklagen 
eine Gewinnverteilung vorſchlagen oder zulaſſen; 

2. den geſetzlichen Vorſchriften über die Berechnung und Buchung, Verwaltung und Auf⸗ 
bewahrung der Deckungsrücklage (88 65 bis 69, 77, 79) zuwiderhandeln oder die Be⸗ 
ſcheinigung nach $ 66 Abi. 6 Satz 4 falſch erteilen; 

3. den Vorſchriften der Satzung über die Anlegung von Geldbeſtänden zuwiderhandeln; 

4. Geſchäfte betreiben, die in dem genehmigten Geſchäftsplan nicht vorgeſehen ſind, oder den 
Betrieb ſolcher Geſchäfte zulaſſen. 

Ebenſo werden Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglieder, perſönlich haftende Geſellſchafter, Ge- 
ſchäftsführer oder Liquidatoren einer Bauſparkaſſe beſtraft, wenn ſie eine der im Abſ. 1 Nr. 1, 3 
und 4 bezeichneten Handlungen begehen. 

S 120 

Mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe bis zu 5000 G werden Vorſtandsmitglieder, perſönlich 
haftende Geſellſchafter, Geſchäftsführer, Liquidatoren oder Bevollmächtigte einer Bauſparkaſſe beſtraft, 
wenn ſie zum Nachteil eines oder mehrerer Bauſparer bei der Zuteilung von Baudarlehen vom 
Geſchäftsplan abweichen. 

Ebenſo wird beſtraft, wer als Vertrauensmann bei einer Bauſparkaſſe oder Mitglied eines Aus⸗ 
ſchuſſes (8 113) zum Nachteil eines oder mehrerer Bauſparer handelt. 


8 121 

Prüfer oder Gehilfen, deren ſich ein Prüfer bei der Prüfung bedient, werden, wenn ſie über das 
Ergebnis der Prüfung falſch berichten oder erhebliche Umſtände im Berichte verſchweigen, mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000 G beſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer entgegen § 63 Abſ. 1 oder $ 85 Satz 5 ſeine Pflicht zur Verſchwiegenheit 
verletzt oder Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe, die er bei Wahrnehmung ſeiner Obliegenheiten er- 
fahren hat, unbefugt verwertet. 

Ebenſo wird ferner beſtraft, wer als Aufſichtsratsvorſitzer einer Prüfungsgeſellſchaft oder als 
jein Stellvertreter entgegen 8 63 Abſ. 3 Satz 2 oder § 85 Satz 5 die durch Einſicht eines Berichts 
erlangten Kenntniſſe verwertet, ohne daß es die Erfüllung der Überwachungspflicht des Aufſichtsrats 
fordert. 

Die Handlungen werden nur auf Antrag der Aufſichtsbehörde oder des Vorſtandes der Ber- 
ſicherungsunternehmung oder der Bauſparkaſſe verfolgt. 


8 122 
Treuhänder, die zur Überwachung eines Dedungsitods beſtellt ſind, oder ihre Stellvertreter (8 70) 
werden, wenn ſie zum Nachteil der Verſicherten handeln, wegen Untreue nach § 266 des Strafgeſetzbuchs 
beſtraft. 
S 123 
Sachverſtändige, welche die Berechnung der Deckungsrücklage bei Lebens-, Kranken- oder Unfall⸗ 
verſicherungsunternehmungen zu prüfen haben, werden, wenn ſie die Erklärung unter der Vermögens⸗ 
überſicht ($ 65 Abſ. 2) wiſſentlich falſch abgeben, mit Gefängnis und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 
20 000 G beſtraft. 
Ebenſo werden Treuhänder, die zur Überwachung eines Deckungsſtocks beſtellt ſind, oder ihre Stell⸗ 
vertreter ($ 70) beſtraft, wenn ſie die Erklärung unter der Bilanz (§ 73) wiſſentlich falſch abgeben. 
Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Bei mildernden Umſtänden kann ausſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden. 
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8 124 

Wer im Inland das Verſicherungsgeſchäft oder eine Bauſparkaſſe ohne die vorgeſchriebene Er⸗ 
laubnis betreibt, wird mit Geldſtrafe oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten be⸗ 
ſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer im Inland einen Verſicherungsvertrag oder einen Bauſparvertrag für 
eine dort zum Geſchäftsbetriebe nicht befugte Unternehmung als Vertreter oder Bevollmächtigter ab⸗ 
ſchließt oder wer den Abſchluß ſolcher Verträge geſchäftsmäßig vermittelt. 

§ 360 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs iſt, ſoweit ſich die Vorſchrift auf Verſicherungsunternehmungen 
($ 1) bezieht, aufgehoben. 

Vermittler von Verſicherungsverträgen, die gegen eine Anordnung nach 8 81 Abſ. 2 Satz 3, 4 
verſtoßen, werden mit Geldſtrafe bis zu 1500 G beſtraft. 


8 125 

Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 10000 G werden die 
Vorſtandsmitglieder oder die Liquidatoren einer Verſicherungsaktiengeſellſchaft, eines Verſicherungs⸗ 
vereins auf Gegenſeitigkeit, oder die Vorſtandsmitglieder, perſönlich haftenden Geſellſchafter, Geſchäfts⸗ 
führer oder Liquidatoren einer Bauſparkaſſe beſtraft, wenn entgegen $ 88 Abſ. 2 der Aufſichtsbehörde 
eine der dort vorgeſchriebenen Anzeigen nicht gemacht worden iſt. 

Bei mildernden Umſtänden tritt ausſchließlich die Geldſtrafe ein. 

Straflos bleibt der, den kein Verſchulden daran trifft, daß die Anzeige unterblieben iſt. 


$ 126 
Die Mitglieder des Vorſtandes, eines Aufſichtsrats oder einer ähnlichen Stelle ſowie die Liqui⸗ 
datoren eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit werden, wenn ſie abſichtlich zum Nachteil des 
Vereins handeln, mit Gefängnis und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 20000 G beſtraft. 
Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Bei mildernden Umſtänden kann ausſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden. 


ö 8.127 

Die Mitglieder des Vorſtandes, eines Auflichtsrats oder einer ähnlichen Stelle ſowie die Liquida⸗ 
toren eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und 
zugleich mit Geldſtrafe bis zu 20 000 G beſtraft, wenn Te wiſſentlich in ihren Darſtellungen, in ihren 
Überſichten über den Vermögensſtand des Vereins oder in ihren Vorträgen vor der oberſten Vertre⸗ 
tung den Stand des Vereins unwahr darſtellen oder verſchleiern. 

Zugleich kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Bei mildernden Umſtänden kann ausſchließlich auf die Geldſtrafe erkannt werden. 


§ 128 
Die $$ 239 bis 241 der Konkursordnung gelten gegen die Vorſtandsmitglieder und die Liquida⸗ 
toren eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit, der feine Zahlungen eingeſtellt hat oder über 
deſſen Vermögen Konkurs eröffnet worden iſt, wenn ſie in dieſer Eigenſchaft die mit Strafe bedrohten 
Handlungen begangen haben. 
X. Schluß vorſchriften 


$ 129 
Der Senat kann zur Durchführung der für Verſicherungsunternehmungen geltenden Vorſchriften 
dieſes Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 
Der Senat kann für Bauſparkaſſen zur Durchführung der für Bauſparkaſſen geltenden Vorſchriften 
dieſes Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen, beſonders auch 
darüber, wie Bauſparkaſſen ihre Vermögensgegenſtände in der Bilanz zu bewerten haben. 


8 130 
Unternehmungen, welche ausſchließlich die Rückverſicherung zum Gegenſtande haben, unterliegen nicht 
der Aufſicht nach dieſem Geſetze. Der Senat kann jedoch anordnen, daß auch ſolche Unternehmungen 
der Aufſicht unterliegen oder beſtimmte Vorſchriften dieſes Geſetzes für ſie gelten. 


8 131 
Der Senat kann anordnen: 
1. daß § 7 Abſ. 2 auch für andere als die dort bezeichneten Verſicherungszweige gilt; 
2. daß für Verſicherungszweige, für die nicht 8 7 Abſ. 2 gilt, dieſes Geſetz ganz oder teil⸗ 
weiſe unanwendbar bleibt. 


357 


8 132 

Alle Unternehmungen, die nach dieſem Geſetze der Aufſicht unterliegen, haben dem Aufſichtsamte 
die von ihm erforderten Zählnachweiſe über ihren Geſchäftsbetrieb einzureichen. Über die Art der 
Nachweiſe iſt der Verſicherungsbeirat, ſoweit es die Bauſparkaſſen betrifft, der Beirat für Bauſparkaſſen 
zu hören. 

§ 133 

Unberührt bleiben die Vorſchriften über die polizeiliche Überwachung der Feuerverſicherungsverträge 
nach ihrem Abſchluß und der Auszahlung von Brandentihädigungen; dagegen ſind aufgehoben die Vor⸗ 
ſchriften die den Abſchluß von Feuerverſicherungsgeſchäften von einer vorher zu erwirkenden polizeilichen 
Zuſtimmung abhängig machen. 

Unberührt bleiben ferner die Vorſchriften und Vereinbarungen über die Verpflichtungen der Feuer⸗ 
verſicherungsunternehmungen zu Abgaben für gemeinnützige Zwecke, beſonders zur Förderung des 
Feuerlöſchweſens oder zur Unterſtützung von Mitgliedern von Feuerwehren und andern bei Hilfe⸗ 
leiſtung in Brandfällen verunglückten Perſonen oder ihrer Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben auch Verpflichtungen, die den Feuerverſicherungsunternehmungen zur Übernahme 
gewiſſer Verſicherungen oblagen. Die Erfüllung der Verpflichtungen überwacht die Aufſichtsbehörde nach 
dieſem Geſetze. 

S 134 

Dieſes Geſetz gilt nicht für Hilfskaſſen ($ 75 Abi. 4 des früheren Krankenverſicherungsgeſetzes), 
für die auf Grund der Gewerbeordnung von Innungen oder Innungsverbänden errichteten Unter⸗ 
ſtützungskaſſen. 

S 135 
§ 39 Abſ. 3 gilt entſprechend auch für Verſicherungsaktiengeſellſchaften und Bauſparkaſſen. 


8 136 

Die Aufſichtsbehörde kann für die Erlaubnis zum Geſchäftsbetriebe, die Geſchäftsführung und die 
Rechnungslegung der Vereine auf Gegenſeitigkeit, die nicht eingetragen zu werden brauchen, Ab⸗ 
weichungen von den $$ 11, 12, 55, 56, 65, 66 geſtatten. 

Soweit ſich die Abweichungen auf die Geſchäftsführung und die Rechnungslegung beziehen, können 
ſie beſonders davon abhängig gemacht werden, daß in mehrjährigen Zeiträumen auf Koſten des Ver⸗ 
eins der Geſchäftsbetrieb und die Vermögenslage durch einen Sachverſtändigen geprüft und der Prü⸗ 
fungsbericht der Aufſichtsbehörde eingereicht wird. 


5 S 137 

Die Danziger Feuerſozietät in Danzig und die Lebensverſicherungsanſtalt Weſtpreußen in Danzig 
unterliegen der Beaufſichtigung durch das Aufſichtsamt für Privatverſicherung. Die die Verſicherungs⸗ 
aktiengeſellſchaften betreffenden Vorſchriften dieſes Geſetzes finden entſprechende Anwendung. 

Der Verwaltungsrat der beiden Geſellſchaften ſteht im Sinne dieſes Geſetzes dem Aufſichtsrat einer 
Verſicherungsaktiengeſellſchaft gleich. 

Der Verwaltungsrat der Lebensverſicherungsanſtalt Weſtpreußen in Danzig ſowie Dellen Vor⸗ 
ſitzender und ſtellvertretender Vorſitzender werden vom Senat der Freien Stadt Danzig beſtellt und 
können durch dieſen jederzeit abberufen werden. Entgegenſtehenden Beſtimmungen des Statuts der Le⸗ 
bensverſicherungsanſtalt Weſtpreußen treten mit dem 1. Oktober 1939 außer Kraft. 


S 138 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

Das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt S. 139) in der Faſſung des Geſetzes vom 20. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 985), 
des Geſetzes vom 24. Oktober 1917 (Reichsgeſetzbl. S. 973), der Verordnung zur Anderung 
des Geſetzes über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen ſowie über 
Bauſparkaſſen vom 8. Dezember 1931 (G. Bl. S. 911) und der zweiten Verordnung zur An⸗ 
SR Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 5. Juni 1935 (G. Bl. 
S. 701). a 


Danzig, den 23. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. V. 6001 Huth Dr. Hoppenrath 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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